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Die Zweite Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan 
Von Fritz Reinhardt, Staatssekretär im Reichsfinanzministerium 


ha pt 


— 


. Bewertungsfreiheit für 1939 auch auf Grund von 
Steuergutſcheinen I, die erſt im Juli oder Auguſt 1939 
erworben werden, 


Erwerb von Steuergutſcheinen J unmittelbar bei den 
Finanzkaſſen gegen Entgelt, 


Beſchränkte Weitergabe von Steuergutſcheinen derſelben 
Ausſtattung, 


. Darlehen und ſonſtige Zuwendungen für Inveſtitionen 
(84 der Zweiten NF DO), 


. Zeitungen von Teilzahlungen in Steuergutſcheinen (86 
der Zweiten NF DO), 


. Nicht ſteuergutſcheinfähige landwirtſchaftliche und andere 
Erzeugniſſe ($7 der Zweiten NF DO), 


Oſterreichiſche Spiritusſtelle ($8 der Zweiten NF DO), 


. Verſicherungsentgelte find nicht ſteuergutſcheinfähig (89 
Ziffer 1 der Zweiten NF DO), 


S 


S 


— 


. Bewertungsfreiheit für 1939 auch auf Grund von 
Steuergutſcheinen I, die erſt im Juli oder Auguſt 
1939 erworben werden (8 13 Abſatz 2 der Zweiten 
NFDLO) 


Die gewerblichen Unternehmer können dem Neuen 
Finanzplan gemäß Bewertungsfreiheit für abnutzbare 
Wirtſchaftsgüter des betrieblichen Anlagevermögens in 
Anſpruch nehmen. Vorausſetzung iſt, daß ihnen bei 
Wirtſchaftsjahren, die im Kalenderjahr 1939 enden, 
in den letzten ſechs Monaten des Wirtſchaftsjahres und 
bei Wirtſchaftsjahren, die ab dem Kalenderjahr 1940 
enden, in den letzten zehn Monaten des Wirtſchafts⸗ 
jahres Steuergutſcheine I ununterbrochen gehört 
haben. Die Bewertungsfreiheit beſteht in Höhe von 
20 vom Hundert des Geſamtbetrags der Steuergut⸗ 
ſcheine I, die dem gewerblichen Unternehmer in den 


9. Gewiſſe Auslagen der Spediteure, Frachtführer und 
Verfrachter find nicht ſteuergutſcheinfähig (§ 9 Ziffer 2 
der Zweiten NF DO), 

10. Nicht ſteuergutſcheinfähige Mietzinszahlungen (§ 10 der 
Zweiten NF DO), 

11. Verpfändung bon Steuergutſcheinen I ($ 11 der Zweiten 

FDV) 


12. Pfandrechte von Kreditinſtituten (§ 12 der Zweiten 
NF DO), 

13. Die für die Bewertungsfreiheit maßgebenden Friſten 
bei Wirtſchaftsjahren, die im erſten Viertel des Kalen⸗ 
derjahres 1940 enden (§ 13 der Zweiten NF DO), 


14. Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn ($ 14 der 
Zweiten NF DVO), 

15. Gutgläubiger Erwerb von Steuergutſcheinen ($ 2 der 
Zweiten NF DO), 


16. Fortfall des Dienſtſtempels ($ 8 der Zweiten NF DO). 


letzten ſechs Monaten oder ab dem Kalenderjahr 1940 
in den letzten zehn Monaten des Wirtſchaftsjahres 
ununterbrochen gehört haben. 

Fällt das Wirtſchaftsjahr mit dem Kalenderjahr 
zuſammen, ſo muß der gewerbliche Unternehmer den 
entſprechenden Poſten Steuergutſcheine I ſpäteſtens 
am 30. Juni 1939 erworben haben und bis ein⸗ 
ſchließlich 31. Dezember 1939 ununterbrochen behalten. 


Das Steuergutſchein⸗Verfahren findet erſt ſeit 
dem 2. Mai 1939 Anwendung. Der Betrag an 
Steuergutſcheinen I, der in den Monaten Mai und 
Juni 1939 ausgegeben worden iſt, iſt viel zu klein, als 
daß er die vorhandene Nachfrage nach Steuergut⸗ 
ſcheinen I auch nur annähernd hätte decken können. 
Die Werte, die in den Bilanzen der gewerblichen 
Unternehmer für Wirtſchaftsgüter des betrieblichen 
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Anlagevermögens ausgewieſen find, betragen heute 
etwa 35 Milliarden Reichsmark. Die bis jetzt aus. 
gegebenen Steuergutſcheine J reichen hin, um Bewer⸗ 
tungsfreiheit nur in Höhe von etwa 100 Millionen 
Reichsmark in Anſpruch zu nehmen. Das iſt ein 
verſchwindend kleiner Bruchteil der 
35 Milliarden Reichsmark. 


Die Nachfrage nach Steuergutſcheinen iſt in den 
Monaten Mai und Juni ſo rieſengroß geweſen, daß 
der Kurs für Steuergutſcheine I außergewöhnlich hoch 
war. Eine volle Befriedigung der Nachfrage iſt nicht 
möglich geweſen. Es iſt deshalb aus Kreiſen der ge⸗ 
werblichen Wirtſchaft wiederholt angeregt worden, die 
Bewertungsfreiheit für 1939 auch dann zu gewähren, 
wenn die Steuergutſcheine I Tpäter als am 30. Juni 
1939 in den Beſitz des gewerblichen Unternehmers 
kommen und durch dieſen mindeſtens ſechs Monate 
lang ununterbrochen feſtgehalten werden. Dieſem 
Wunſch der gewerblichen Wirtſchaft wird durch die fo- 
eben erſchienene Zweite Durchführungsverordnung 
zum Neuen Finanzplan entſprochen. Danach genügt 
es, daß die ſechsmonatige Beſitzzeit für 1939 bis zum 
Ende des Monats Februar 1940 erreicht wird. Wer 
im Juli und im Auguſt 1939 noch Steuergutſcheine I 
in Zahlung erhält oder ſonſtwie erwirbt, kann auf 
Grund dieſer Steuergutſcheine Bewertungsfreiheit 
noch in Anſpruch nehmen, wenn ſie ihm in der Zeit vor 
dem 1. März 1940 mindeſtens ſechs Monate lang un⸗ 
unterbrochen gehört haben. Die ſechsmonatige Beſitz⸗ 
zeit kann zum Beiſpiel vom 15. Juli 1939 bis 
14. Januar 1940, vom 1. Auguſt 1939 bis 31. Januar 
1940, vom 15. Auguſt 1939 bis 14. Februar 1940 oder 
vom 1. September 1939 bis 28. Februar 1940 dauern. 


2. Erwerb von Steuergutſcheinen I unmittelbar bei 
den Finanzkaſſen gegen Entgelt ($ 1 der Zweiten 
NF DVO) 

Es iſt ſicher, daß auch der Betrag, der im Juli und 

im Auguſt auf Grund von $ 2 Abſatz 1 N an Steuer⸗ 

gutſcheinen I in den Verkehr kommen wird, noch nicht 

groß genug fein wird, um die Nachfrage für 1939 voll 
zu decken. Die Ausgabe-Summe iſt begrenzt, 
weil dem Geſetz gemäß der Reichsminiſter der Finanzen 

Steuergutſcheine nur in Höhe von 40 vom Hundert 

der Rechnungen über Lieferungen und ſonſtige Lei⸗ 

ſtungen gewerblicher Unternehmer an das Reich, die 

Länder, die Gemeinden und die ſonſtigen Steuergut⸗ 

ſchein pflichtigen ausgeben kann. 


Um allen gewerblichen Unternehmern die 
Möglichkeit zu geben, ihre liquiden Mittel einige Zeit 
in Steuergutſcheinen J anzulegen und auf die Weiſe 
eine weſentliche ſteuerliche Erleichte⸗ 
rung der Gegenwart zu erlangen, wird durch 
81 der ſoeben erſchienenen Zweiten Durchführungs⸗ 
verordnung zum Neuen Finanzplan das folgende 
beſtimmt: 


„Steuergutſcheine I können durch gewerbliche Unter- 
nehmer bei den Finanzkaſſen gegen Entgelt erworben 
werden.“ 


Das heißt: 


Diejenigen gewerblichen Unternehmer, die nicht das 
Glück haben, Steuergutſcheine I in Zahlung zu er⸗ 


halten, können ſolche unmittelbar bei den Finanz⸗ 
kaſſen gegen Entgelt erwerben. 


Damit iſt den Wünſchen der gewerblichen Wirtſchaft 
reſtlos entſprochen. Es beſteht nunmehr die Ge⸗ 
währ, daß die Nachfrage nach Steuergutſcheinen I 
reſtlos gedeckt werden kann. Die Abgabe auf Grund 
des § 1 der Zweiten Durchführungsverordnung ge⸗ 
ſchieht zum Nennbetrag zuzüglich einer Ge⸗ 
bühr. Die weitere Initiative liegt nunmehr bei der 
gewerblichen Wirtſchaft. Die Summe, die 
auf Grund dieſer neuen Vorſchrift an Steuergut⸗ 
ſcheinen J in die gewerbliche Wirtſchaft fließt, wird 
ſich einzig und allein nach der Nachfrage 
der gewerblichen Unternehmer und dem⸗ 
gemäß nach den Liquiditäts möglichkeiten 
der gewerblichen Wirtſchaft beſtimmen. 


Die neue Vorſchrift hat nur den einen Zweck: 
die Nachfrage nach Steuergutſcheinen I reftlos zu 
decken und demgemäß allen gewerblichen Unter⸗ 
nehmern, die über genügend flüſſige Mittel verfügen, 
die erhebliche ſteuerliche Entlaſtung der Gegenwart zu 
ermöglichen. 


8 1 Satz 2 der Zweiten NFDBO gemäß wird 
dafür, daß die Finanzkaſſen den gewerblichen Unter⸗ 
nehmern gegen Entgelt Steuergutſcheine J überlaſſen, 
eine „Gebühr erhoben, deren Höhe im Verwal⸗ 
tungsweg feſtgeſetzt wird“. Die Erhebung der Gebühr 
iſt erforderlich, weil ſonſt die Gefahr beſtehen würde, 
daß für Steuergutſcheine I der Kurs am freien Markt 
den Nennbetrag etwas unterſchreitet. Wenn die 
Finanzkaſſe eine Gebühr nicht erheben würde, ſo 
würde ein Intereſſe am Erwerb von Steuergut⸗ 
ſcheinen I am freien Markt nur beſtehen, wenn der 
Kurs unter 100 ſtünde, und zwar ſo weit unter 100, 
daß die etwa anfallenden Erwerbskoſten gedeckt wür⸗ 
den und darüber hinaus noch ein kleiner Vorteil 
bliebe. Um dieſen Beweggrund, für Steuergutſcheine I 
am freien Markt weniger als 100 zu bieten, auszu⸗ 
ſchalten, muß für die Steuergutſcheine J. die gewerb⸗ 
liche Unternehmer unmittelbar bei der Finanzkaſſe er⸗ 
werben, eine Gebühr erhoben werden. Dieſe 
Gebühr hat den Zweck, einer Unterſchreitung des 
Nennbetrags am freien Markt vorzubeugen. 


3. Beſchränkte Weitergabe von Steuergutſcheinen der⸗ 
ſelben Ausſtattung ($ 5 der Zweiten NF DO) 


§ 2 Abſatz 2 N gemäß find juriſtiſche Perſonen 
des Privatrechts, gewerbliche Einzelunternehmer und 
Unternehmergemeinſchaften berechtigt, Lieferungen 
und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unternehmer bis 
zu 40 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuer⸗ 
gutſcheinen zu bezahlen. Dabei wird nicht zwiſchen 
Steuergutſcheinen I und Steuergutſcheinen II unter- 
ſchieden. Der Steuergutſcheinberechtigte kann dem⸗ 
gemäß mehrals die Hälfte der 40 vom Hundert 
und auch die geſamten 40 vom Hundert aus⸗ 
ſchließlich in Steuergutſcheinen I oder aus⸗ 
ſchließlich in Steuergutſcheinen II bezahlen. Dieſe 
Tatſache iſt manchem Zahlungsempfänger unbequem, 
insbeſondere in den Fällen, in denen die 40 vom Hun⸗ 
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dert reſtlos in Steuergutſcheinen II gezahlt werden. 
Es wird demgemäß durch § 5 der Zweiten NF DVO 
beſtimmt, daß Steuergutſcheinberechtigte nur bis zu 
20 vom Hundert des Rechnungsbetrags in Steuergut- 
ſcheinen derſelben Ausſtattung bezahlen 
können. 


Beiſpiel: 

Rechnung des gewerblichen Unternehmers A an 
den gewerblichen Unternehmer B über eine Liefe⸗ 
rung im Betrag von 1000 Reichsmark. Davon 
können 400 Reichsmark in Steuergutſcheinen bezahlt 
werden. Dabei war es bisher einerlei, ob die 400 
Reichsmark ganz in Steuergutſcheinen I oder ganz 
in Steuergutſcheinen II bezahlt wurden. Wenn 
beide Arten von Steuergutſcheinen verwendet wur⸗ 
den, war es einerlei, in welchem Verhältnis ſich beide 
zueinander befanden. Es konnten zum Beiſpiel 
300 Reichsmark in Steuergutkſcheinen I und 100 
Reichsmark in Steuergutſcheinen II oder 100 Reichs⸗ 
mark in Steuergutſcheinen I und 300 Reichsmark in 
Steuergutſcheinen II oder 50 Reichsmark in Steuer- 
gutſcheinen I und 350 Reichsmark in Steuergut⸗ 
ſcheinen II gezahlt werden. §5 der Zweiten NF DVO 
gemäß beſteht dieſer Spielraum von 40 vom Hun⸗ 
dert des Rechnungsbetrags für eine Art von 
Steuergutſcheinen nicht mehr, ſondern danach be- 
ſteht für jede Art ein Spielraum von nur 20 vom 
Hundert des Rechnungsbetrags. Es können dem⸗ 
gemäß in unſerm Beiſpiel nur bis zu 200 Reichs⸗ 
mark einer Steuergutſchein⸗Art verwendet werden. 
Werden Steuergutſcheine I nur in Höhe von 100 
Reichsmark verwendet, ſo können nicht deshalb 
Steuergutſcheine II in Höhe von 300 Reichsmark 
verwendet werden; denn für Steuergutſcheine II iſt 
die Höchſtgrenze ebenſo wie für Steuergutſcheine I 
200 Reichsmark. 


Eine Abweichung von der Neuregelung des 
§ 5 NF DO iſt zuläſſig, ſoweit der Zahlungsemp⸗ 
fänger damit einverſtanden iſt. Seine Steuer- 
gutſchein⸗Annahme pflicht beſteht für jede Steuer⸗ 
gutſchein⸗Art nur in Höhe von 20 vom Hundert des 
Rechnungsbetrags, er kann jedoch auch mehr als 
20 vom Hundert des Rechnungsbetrags in einer 
Steuergutſchein⸗Art annehmen. 


Die Neuregelung des $5 NF DO gilt für Zah⸗ 
lungen, die ab dem 4. Juli 1939 geleiſtet werden 
(§ 15 Abſatz 1 der Zweiten NDO). Hat ein Gläu⸗ 
biger vor dem 4. Juli 1939 mehr als 20 vom Hun⸗ 
dert ſeines Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen 
einer Art erhalten, ſo kann er nicht unter Hinweis 
auf 85 ND eine Rückgängig machung 
verlangen. 


4. Darlehen und ſonſtige Zuwendungen für Inveſti⸗ 
tionen ($4 der Zweiten NF DVO) 


Die Steuergutſchein pflicht beſteht §1 Abſatz 1 
NZ gemäß für die Bezahlung von Lieferungen 
und ſonſtigen Leiſtungen gewerblicher Unter⸗ 
nehmer. Es kommt vor, daß das Reich, ein Land, eine 
Gemeinde, die Reichsbahn, die Reichspoſt oder eine 
andere Körperſchaft, die unter § 1 Abſatz 1 NF oder 


§6 NF DO fällt, irgendwelche Anlage nicht ſel bſt 
erſtellt, ſondern die Erſtellung einer anderen Perſon 
oder Körperſchaft überläßt und dieſer Perſon oder 
Körperſchaft zur Erſtellung der Anlage ein Dar⸗ 
lehen oder einen verlorenen Zuſchuß ge⸗ 
währt. In dem Fall ſteht das Reich, das Land, die 
Gemeinde oder dgl. dem gewerblichen Unternehmer, 
der die Anlage liefert, nicht un mittelbar, ſondern 
mittelbar gegenüber. Durch § 4 der Zweiten 
NF DO wird beſtimmt, daß auch inſoweit die 
Steuergutſcheinpflicht beſteht. Darlehen und ſonſtige 
Zuwendungen, die Steuergutſcheinpflichtige zur Er⸗ 
richtung oder Erweiterung von Anlagen gewähren, 
ſind demgemäß in Höhe von 40 vom Hundert in 
Steuergutſcheinen zu zahlen, und zwar je zur Hälfte 
in Steuergutſcheinen I und II. Die Empfänger 
der Darlehen oder Zuſchüſſe gehören zu den Steuer⸗ 
gutſchein berechtigten. Sie können infolgedeſſen 
die Steuergutſcheine weitergeben. 


Beiſpiele: 


A. Das Reich fördert den privaten Wohnungsbau 
durch Gewährung von Darlehen. Dieſe Darlehen 
werden, ſoweit ſie an gewerbliche Unternehmer 
gegeben werden, zu 40 vom Hundert in Steuer⸗ 
gutſcheinen ausbezahlt, und zwar je zur Hälfte in 
Steuergutſcheinen 1 und II; 


B. Das Reich fördert ein Induſtrieunternehmen durch 
Gewährung eines Zuſchuſſes. Der Zuſchuß wird 
zu 40 vom Hundert in Steuergutſcheinen aus⸗ 
bezahlt, und zwar je zur Hälfte in Steuergut⸗ 
ſcheinen J und II. 


5. Leiſtung von Teilzahlungen in Steuergutſcheinen 
(8 6 der Zweiten NF DO) 


8 2 Abſatz 2 N§ gemäß können Steuergutſchein⸗ 
berechtigte bis zu 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Steuergutſcheinen bezahlen. Die 40 vom 
Hundert ſind auf den „Rechnungsbetrag“ ab⸗ 
geſtellt. § 13 Abſatz 1 der Erſten NF DVO gemäß 
gilt als Rechnungsbetrag der Betrag, der an einen 
Unternehmer für einen Auftrag oder auf Grund eines 
Vertrags insgeſamt zu zahlen iſt. Aus dieſen 
Beſtimmungen iſt geſchloſſen worden, daß es im Fall 
der Leiſtung von Teilzahlungen im Be- 
lieben des Schuldners ſtehe, bei welcher 
Teilzahlung er 40 vom Hundert des geſamten 
Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen bezahle. Es 
iſt zum Beiſpiel der folgende Fall vorgekommen: Auf 
Grund eines Vertrags waren insgeſamt 
5000 Reichsmark zu zahlen, und zwar je zur Hälfte 
am 15. Mai und am 5. Juli. Der Schuldner zahlte am 
15. Mai die 2 500 Reichsmark voll in Geld und 
am 5. Juli 2000 Reichsmark in Steuergut⸗ 
ſcheinen und 500 Reichsmark in Geld. 


8 6 der Zweiten NF DO gemäß iſt dieſes ſoeben 
bezeichnete Verfahren unzuläſſig; denn danach 
können bei der Leiſtung von Teilzahlungen 
„höchſtens 40 vom Hundert des je- 
weiligen Betrags der Teilzahlung“ in 
Steuergutſcheinen bezahlt werden. In unſerm Bei⸗ 
ſpiel beſteht die Verpflichtung des Gläubigers zur 
Annahme von Steuergutſcheinen bei der Teilzahlung 
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am 5. Juli nur in Höhe von 40 vom Hundert von 
2500 = 1000 Reichsmark. Es ſteht im Belieben 
des Gläubigers, bei der Teilzahlung am 5. Juli die 
2 000 Reichsmark in Steuergutſcheinen anzunehmen 
oder unter Hinweis auf § 6 der Zweiten NF DO 
1000 Reichsmark davon zurückzuweiſen. Auf 
die 1000 Reichsmark findet die Vorſchrift des § 5 der 
Zweiten NF DVO Anwendung, die oben im Ab⸗ 
ſchnitt 3 behandelt iſt. Es müſſen demgemäß die 
1000 Reichsmark ſich aus je 500 Reichsmark Steuer⸗ 
gutſcheinen J und II zuſammenſetzen, wenn nicht der 
Gläubiger mit einer anderen Zuſammenſetzung 
einverſtanden iſt. 

Aus § 6 der Zweiten NF DWO ergibt fi, daß 
eine geſetzlich mögliche Bezahlung in Steuergut⸗ 
ſcheinen nicht bei der einen Teilzahlung unterbleiben 
kann, um bei einer nächſten Teilzahlung nach⸗ 
geholt zu werden. Wird bei einer Teilzahlung auf 
die Verwendung von Steuergutſcheinen verzichtet, 
fo ift dieſer Verzicht endgültig. Es kann nicht bei 
einer nächſten Teilzahlung ein entſprechend 
größerer Betrag in Steuergutſcheinen bezahlt 
werden. Umgekehrt kann nicht bei der erſten 
Teilzahlung ein größerer Hundertſatz als 40 vom 
Hundert in Steuergutſcheinen bezahlt werden mit dem 
Verſprechen, daß bei der nächſten Teilzahlung ein 
entſprechend kleinerer Betrag in Steuergut⸗ 
ſcheinen bezahlt werden würde. 

Beiſpiel: 

Rechnungsbetrag 10 000 Reichsmark. Erſte 
Teilzahlung 3 000 Reichsmark. Zweite Teilzahlung 
7000 Reichsmark. Bei der erſten Teilzahlung 
werden Steuergutſcheine nicht verwendet. Bei der 
zweiten Teilzahlung können nicht 4 000 Reichsmark, 
ſondern nur 2800 Reichsmark in Steuergutſcheinen 
bezahlt werden. Die Steuergutſchein⸗Annahme⸗ 
pflicht beſteht bei der erſten Teilzahlung in Höhe 
von 1 200 Reichsmark, bei der zweiten Teilzahlung 
in Höhe von 2800 Reichsmark. Werden bei der 
erſten Teilzahlung Steuergutſcheine nicht verwendet, 
ſo tritt dadurch eine entſprechende Erhöhung der 
Steuergutſchein⸗Annahmepflicht für die zweite 
Teilzahlung nicht ein. 


Eine Abweichung von der Regelung des $ 6 
NF DVoO iſt nur zuläſſig, ſoweit der Zahlungs- 
empfänger damit einverſtanden iſt. Er kann 
damit einverſtanden ſein, daß bei der zweiten Teil⸗ 
zahlung 4 000 Reichsmark, ſchließlich auch die geſamten 
7000 Reichsmark in Steuergutſcheinen entrichtet 
werden. Er kann auch damit einverſtanden ſein, daß 
die geſamte er ſte Teilzahlung von 3000 Reichsmark 
voll in Steuergutſcheinen bezahlt wird. 

Zahlungen, die vor dem 4. Juli 1939 geleiſtet 
worden find, werden durch die Klarſtellung, die & 6 
der Zweiten NF Do bringt, nicht berührt (8 15 
Abſatz 2 der Zweiten N DO). 


6. Nicht ſteuergutſcheinfähige landwirtſchaftliche und 
andere Erzeugniſſe (8 7 der Zweiten NF DO) 
Im 87 der Zweiten NJ DO find beſtimmte 
Erzeugniſſe der Getreide- und Futter⸗ 
mittelwirtſchaft, Milch und Milch- 
erzeugniffe, Erzeugniſſe der Vieh⸗ 


wirtſchaft und Erzeugniſſe der Eier⸗ 
wirtſchaft und einige andere Erzeugniſſe auf- 
gezählt und für nicht ſteuergutſcheinfähig 
erklärt worden. Die Lieferer ſolcher Erzeugniſſe 
ſind demgemäß nicht verpflichtet, bis zu 40 vom 
Hundert des Rechnungsbetrags über ſolche Erzeug⸗ 
niſſe in Steuergutſcheinen anzunehmen. Die 
Ausnahme ſolcher Erzeugniſſe aus der Steuergut⸗ 
ſcheinfähigkeit entſpricht einem Wunſch des Reichs⸗ 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft. Der 
Wunſch iſt berechtigt. Iſt der Lieferer landwirtſchaft⸗ 
licher Erzeugniſſe gewerblicher Unter 
nehmer, jo fällt er zwangsläufig unter die Steuer⸗ 
gutſchein⸗Annahmepflicht, die fi) aus § 2 N ergibt. 
Da es ſich hier aber um Erzeugniſſe handelt, die der 
landwirtſchaftlichen Markt⸗ und Preisregelung unter- 
liegen, und auf den landwirtſchaftlichen Sektor das 
Steuergutſcheinverfahren nicht Anwendung findet, iſt 
die Vorſchrift des 8 7 der Zweiten NF DV 
erforderlich. 5% 
7. Sſterreichiſche Spiritusſtelle (8 8 der Zweiten 
N DVO) 


Die Oſterreichiſche Spiritusſtelle iſt Hilfsorgan 
des Reichsminiſters der Finanzen (früher des öfter- 
reichiſchen Bundesminiſters der Finanzen) zur Durch⸗ 
führung der ſtaatlichen Spiritusbewirtſchaftung in der 
Oſtmark. Sie hat für die Oſtmark nach den Beſtim⸗ 
mungen, die dort gelten, im weſentlichen die gleichen 
Aufgaben wie die Reichsmonopolverwal⸗ 
tung für Branntwein im Altreich. Sie 
wird bei der Einführung des Branntweinmonopols in 
der Oſtmark (vorausſichtlich am 1. Oktober 1939) in 
die Reichsmonopolverwaltung für Branntwein ein⸗ 
gegliedert werden. Wegen der Aufgaben der Reichs⸗ 
monopolverwaltung Hinweis auf Reinhardt⸗Kom⸗ 
mentar zum N S. 66. 


Die Reichsmonopolverwaltung gehört nicht zu 
den Steuergutſchein pflichtigen. Das ift im § 6 
Abſatz 3 der Erſten NF DV beſonders zum Ausdruck 
gebracht worden. Auch die Sſterreichiſche Spiritusſtelle 
gehört nicht zu den Steuergutſcheinpflichtigen. Sie 
beſitzt eigene Rechtsperſönlichkeit und fällt demgemäß 
nicht unter § 2 Abſatz 1 NF. Sie iſt auch in der Auf⸗ 
zählung im $ 6 Abſatz 1 der Erſten NF DVO nicht 
enthalten. 

§ 7 Satz 2 der Erſten NI DV gemäß iſt die 
Reichsmonopolverwaltung für Branntwein auch nicht 
ſteuergutſchein an nah mepflichtig. Durch § 8 der 
Zweiten NFDBO wird beſtimmt, daß auch die Oſter⸗ 
reichiſche Spiritusſtelle nicht ſteuergutſchein⸗ 
annahmepflichtig iſt. 


8. Verſicherungsentgelte find nicht ſteuergutſcheinfähig 
(89 Ziffer 1 der Zweiten NF DO) 

Bereits im Reinhardt⸗Kommentar iſt klargeſtellt, 
daß auf Prämienzahlungen an Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften das Steuergutſchein⸗Ver⸗ 
fahren nicht Anwendung findet. Dieſe Tatſache iſt 
noch einmal ausdrücklich durch 89 Ziffer 1 der Zweiten 
NF DV zum Ausdruck gebracht worden. Hier heißt 
es, daß das Steuergutſchein⸗Verfahren nicht Anwen⸗ 
dung findet 
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„auf Entgelte für Verſicherungen, die unter das Ver⸗ 
ſicherungſteuergeſetz fallen, im Verhältnis zwiſchen 
Verſicherer und Verſicherungsnehmer“. 


Durch den Nebenſatz „die unter das Ver⸗ 
ſicherungſteuergeſetz fallen“ wird klar⸗ 
geſtellt, daß auch diejenigen Prämien nicht ſteuergut⸗ 
ſcheinfähig ſind, die zwar von der Verſicherungſteuer 
befreit ſind, aber grundſätzlich durch das Ver⸗ 
ſicherungſteuergeſetz erfaßt werden. 

Die Verneinung der Steuergutſcheinfähigkeit be⸗ 
zieht ſich nur auf das „Verhältnis zwiſchen 
Verſicherer und Verſicherungs nehmer“. 
Darauf wird ausdrücklich hingewieſen, weil Beträge 
für Verſicherungsprämien im Geſchäftsverkehr auch in 
anderen Fällen vorkommen können, ſo zum Bei⸗ 
ſpiel, wenn der Kommiſſionär ſeinem Auftraggeber 
Auslagen an Verſicherungsprämien in 
Rechnung ſtellt. 


9. Gewiſſe Auslagen der Spediteure, Frachtführer und 
Verfrachter ſind nicht ſteuergutſcheinfähig (8 9 
Ziffer 2 der Zweiten NF DO) 


Im Transportgewerbe beſtehen die Entgelte zum 
größten Teil aus Frachten, Verſicherungs⸗ 
prämien und Zöllen. Die Spediteure, Fracht⸗ 
führer und Verfrachter können jedoch Frachten und 
Verſicherungsprämien nicht in Steuer⸗ 
gutſcheinen bezahlen, weil $7 Satz 2 der 
Erſten NFDVO gemäß die Frachten und 89 
Ziffer 1 der Zweiten NF DVO gemäß die Verſiche⸗ 
rungsentgelte nicht ſteuergutſcheinfähig ſind. 
Dem Spediteur, Frachtführer und Verfrachter wird 
es in den meiſten Fällen auch nicht möglich ſein, die 
Zölle in Steuergutſcheinen zu bezahlen, weil die 
Steuergutſcheine erſt ab einem beſtimmten Monat 
einlösbar ſind. 


Dieſer Beſonderheit der Entgelte im Transport— 
gewerbe iſt im § 5 Abſatz 4 des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes und im $ 49 Abſatz 2 der Umſatzſteuer⸗ 
Durchführungsbeſtimmungen entſprochen. Danach 
können Auslagen für Beförderung und Verſicherung, 
Zölle und Ausgleichſteuer vom Entgelt abge- 
ſetzt werden, die Auslagen für Beförderung und Ver⸗ 
ſicherung im Gegenſatz zu anderen Unternehmern ohne 
Kenntlichmachung in der Abrechnung. In Anlehnung 
an dieſe Sonderbehandlung des Transportgewerbes 
im Umſatzſteuerrecht iſt eine Sonderbehandlung des 
Transportgewerbes auch für das Steuergut- 
ſchein⸗Verfahren beſtimmt worden. 89 Ziffer 2 
der Zweiten NF DVoO gemäß findet das Steuergut⸗ 
ſchein⸗Verfahren nicht Anwendung 


„auf Auslagen an nicht ſteuergutſcheinfähigen 
Frachten und Gebühren, an Verſicherungsentgelten, 
Zöllen und Ausgleichſteuern, die Spediteure, 
Frachtführer und Verfrachter ihren Auf- 
traggebern kenntlich machen“. 


Die Kenntlichmachung iſt zum Unterſchied 
von 849 Abſatz 2 der Umſatzſteuer⸗Durchführungsbe⸗ 
ſtimmungen erforderlich, weil ſonſt der Rechnungs⸗ 
empfänger nicht wiſſen kann, welchen Betrag er vol! 
in Geld bezahlen muß. Es iſt nicht Einzel- 
nachweis der Auslagen erforderlich, ſondern es 


genügt die Angabe des Geſamtbetrags der Aus⸗ 
lagen. 

Die Verneinung der Steuergutſcheinfähigkeit von 
Frachten und Gebühren, Verſicherungsentgelten, 
Zöllen und Ausgleichſteuern bezieht ſich dem ausdrück⸗ 
lichen Wortlaut der Vorſchrift gemäß nur auf „Spe⸗ 
diteure, Frachtführer und Verfrachter“. 
Iſt der Rechnungsgeber ein anderer gewerblicher 
Unternehmer, ſo iſt die Steuergutſcheinfähigkeit auch 
der Beträge für Frachten, Verſicherungsentgelte, Zölle 
uſw. gegeben, und zwar auch dann, wenn ſie in der 
Rechnung geſondert ausgewieſen werden. Will 
der Lieferer die Steuergutſcheinfähigkeit der Fracht 
ausſchließen, ſo muß er mit dem Kunden von 
vornherein vereinbaren, daß die Sendung unfran⸗ 
kiert aufgegeben wird und die Fracht demgemäß der 
Empfänger unmittelbar trägt. Das Umſatz⸗ 
ſteuerrecht wird dadurch nicht berührt. 


10. Nicht ſteuergutſcheinfühige 
( 10 der Zweiten NF DO) 
§ 10 Ziffer 1 der Zweiten NF DVO gemäß findet 

das Steuergutſchein⸗Verfahren auf Mietzinszahlungen 

für Räume, die ausſchließlich Wohnzwecken 
dienen, in keinem Fall Anwendung. 

Dienen die Räume anderen als Wohnzwecken, 
ſo findet $ 10 Ziffer 2 der Zweiten NF DVO gemäß 
das Steuergutſchein⸗Verfahren nur Anwendung, 
wenn die Mietzinszahlungen beim Vermieter zu Ein⸗ 
künften aus Gewerbebetrieb gehören. Werden 
einem Vermieter bei der Bezahlung von Miete für 
gewerbliche Räume Steuergutſcheine angeboten, ſo 
muß er, wenn er die Annahme der Steuergutſcheine 
verweigern will, § 10 Ziffer 2 der Zweiten 
N DV gemäß „glaubhaft machen, daß die Mieten 
bei ihm ſteuerlich nicht zu den Einkünften aus Ge⸗ 
werbebetrieb gehören“. 


Mietzinszahlungen 


11. Verpfändung von Steuergutſcheinen I ($ 11 der 
Zweiten NF DO) 


Durch $ 11 der Zweiten NJ DO wird beftätigt, 
was wegen der Verpfändung von Steuergutſcheinen I 
ſchon im Reinhardt⸗Kommentar auf Seite 98 aus⸗ 
geführt iſt, nämlich, daß der Lauf der Friſten, der für 
die Inanſpruchnahme von Bewertungsfreiheit vorge⸗ 
ſchrieben iſt, durch eine Verpfändung zur Sicherung 
von Krediten unterbrochen wird. 

Die Sicherungsübereignung ſteht der 
Verpfändung gleich. 

Die Verpfändung muß zur „Sicherung von 
Krediten“ geſchehen ſein. 

Steuergutſcheine I können auch für andere 
Zwecke als zur Erlangung von Krediten verpfändet 
werden. Sie können zum Beiſpiel der Sicherung von 
Gewährleiſtungsanſprüchen, Ver⸗ 
tragsſtrafen uſw. dienen. In dem Fall tritt eine 
Unterbrechung des für die Inanſpruchnahme der Be- 
wertungsfreiheit maßgebenden Zeitraums nicht ein. 
Auch, wenn Steuergutſcheine 1 zur Sicherung 
von Steueranſprüchen hinterlegt werden, 
liegt eine Kreditgewährung im eigentlichen Sinn nicht 
vor. Es ſpielt zum Beiſpiel in der tabakperarbeitenden 
Induſtrie der Aufſchub von Steuer- 
anſprüchen eine erhebliche Rolle. In dem Fall 
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ſteht die Verpfändung der Steuergutſcheine nicht in 
Zuſammenhang mit der Schaffung neuen Kredits. 
Die Steuergutſcheine treten hier lediglich als Mittel 
der Sicherheitsleiſtung an die Stelle einer Bürgſchaft 
oder anderer Papiere. Ein Mißbrauch der Steuer⸗ 
gutſcheine J zu Spekulationsgeſchäften, eine Belaſtung 
der Banken und ein Rückgriff auf die Reichsbank 
(Hinweis auf Reinhardt⸗Kommentar S. 98) ſind dabei 
nicht zu befürchten. Damit entfällt der Grund, die 
Verpfändung auch inſoweit als ſchädlich für die 
Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit zu erklären. 

Eine Verpfändung von Reichsanleihen 
uſw. (5 3 Abſatz 6 NF und 8 27 der Erſten NF DVO) 
iſt für die Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit 
nicht nachteilig. Die Eigenſchaft der Reichsanleihen 
als Kreditunterlage erſten Ranges wird durch § 11 
der Zweiten NF Do nicht berührt. 


12. Pfandrechte von Kreditinſtituten (812 der Zweiten 

NF DVO) 

Die Geſchäftsbedingungen der Kreditinſtitute 
ſehen die Begründung eines Pfandrechtes an allen von 
der Kundſchaft eingebrachten Wertpapieren vor. 
Daraus könnten ſich, weil durch die Verpfändung von 
Steuergutſcheinen I der für die Bewertungsfreiheit 
maßgebende Zeitraum unterbrochen wird, Schwierig⸗ 
keiten ergeben. Eine Anderung der Geſchäfts⸗ 
bedingungen der Kreditinſtitute ſoll jedoch vermieden 
werden. Es wird deshalb durch § 12 Abſatz 1 Satz 2 
der Zweiten NZDVO das folgende beſtimmt: 


„Pfandrechte an Steuergutſcheinen I können durch 
die Geſchäftsbedingungen der Kreditinſtitute nicht 
begründet werden.“ 
Die Geſchäftsbedingungen werden inſoweit hin⸗ 
fällig. 
Durch § 12 Abſatz 1 Satz 2 der Zweiten NF DB O 
wird allgemein ausdrücklich beſtimmt, daß 


„Kreditinſtitute Pfandrechte an Steuergutſcheinen I 
nur begründen können, wenn der Eigentümer die 
Erklärung, die für die Einigung über die Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts erforderlich iſt, aus- 
drücklich und ſchriftlich abgibt.“ 


Die Banken ſchaffen Steuergutſcheine I, weil dieſe 
nicht zum Börſenhandel zugelaſſen ſind, als Eigen⸗ 
händler für ihre Kundſchaft an. Es iſt bei ſolchen 
Geſchäften Brauch, die Wertpapiere bereits in das 
Depot des Kunden zu legen, bevor der Gegenwert ein⸗ 
gezahlt iſt. Die Wirtſchaftsgruppe Privates Bank⸗ 
gewerbe hat beantragt, in ſolchen Fällen das Pfand⸗ 
recht auf Grund der allgemeinen Geſchäftsbedingungen 
ſolange wirkſam bleiben zu laſſen, bis der Kunde den 
Gegenwert an die Bank geleiſtet hat. Dieſem Antrag 
wird durch die Vorſchrift im § 12 Abſatz 2 der Zweiten 
NF DO entſprochen. 


13. Die für die Bewertungsfreiheit maßgebenden 
Friſten bei Wirtſchaftsjahren, die im erſten 
Viertel des Kalenderjahres 1940 enden (§ 13 der 
Zweiten NF DO) 
§ 3 Abſatz 1 NY gemäß ſetzt die Inanſpruchnahme 

der Bewertungsfreiheit voraus, daß ab dem Kalender- 

jahr 1940 die Steuergutſcheine 1 dem gewerblichen 


Unternehmer in den letzten zehn Monaten des Wirt⸗ 
ſchaftsjahres ununterbrochen gehört haben. Dem⸗ 
gemäß würden die gewerblichen Unternehmer, deren 
Wirtſchaftsjahr in den Monaten Januar oder Februar 
endet, bei der Aufſtellung ihrer Jahresſchlußbilanz auf 
Januar oder Februar 1940 von der Bewertungsfrei⸗ 
heit keinerlei Gebrauch machen können. Die ſechs⸗ 
monatige Friſt genügt für fie nicht, weil ihr Wirt⸗ 
ſchaftsjahr nicht mehr im Kalenderjahr 1939 endet, 
und die zehnmonatige driſt erreichen ſie 
nicht, weil erſt am 2. Mai 1939 mit der Ausgabe 
von Steuergutſcheinen begonnen worden iſt. Und die⸗ 
jenigen gewerblichen Unternehmer, deren Wirtſchafts⸗ 
jahr im März endet, können von der Bewertungs⸗ 
freiheit nur Gebrauch machen, wenn ſie den ent⸗ 
ſprechenden Poſten Steuergutſcheine I bereits im Mai 
1939 erworben haben. 
§ 13 Abſatz 1 der Zweiten NFDVO bringt die 
erforderliche Erleichterung. Danach brauchen 
die Steuergutſcheine I zwecks Inanſpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit dem Steuerpflichtigen während 
des Wirtſchaftsjahres ununterbrochen nur gehört zu 
haben 
a) bei Wirtſchaftsjahren, die im Januar 1940 
enden, in den letzten ſie ben Monaten, 
b) bei Wirtſchaftsjahren, die im Februar 1940 
enden, in den letzten acht Monaten, 
c) bei Wirtſchaftsjahren, die im März 1940 enden, 
in den letzten neun Monaten. 


Dahinzu kommt, daß im § 13 Abſatz 2 der Zweiten 
NF DDV das folgende beſtimmt iſt: 
„Es genügt, wenn die Beſitzzeiten, die im Abſatz 1 
und im § 3 Abſätzen 1 bis 4 des Geſetzes vor⸗ 
geſchrieben find, bis zum Ende des zweiten 
Monats nach Ablauf des Wirtſchafts⸗ 
jahres erreicht werden.“ 


Es genügt demgemäß, daß diejenigen Unter⸗ 
nehmer, deren Wirtſchaftsjahr am 31. Dezember 1939 
oder im erſten Kalendervierteljahr 1940 endet, die 
Steuergutſcheine ſpäte ſtens Ende Auguſt 
1939 erwerben und die erforderlichen ſechs, ſieben, 
acht oder neun Monate ununterbrochen behalten. 

Durch § 13 Abſatz 3 der Zweiten NF DVO wird 
klargeſtellt, daß die Verminderung des 
Reichsanleihebeſtandes bis zum Ende des 
Zeitraums ſchädlich iſt, der für die Bewertungsfreiheit 
maßgebend iſt. 


14. Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn (8 14 der 

Zweiten NF DO) 

Es beſteht die Gefahr, daß Reichsbahnvorzugs⸗ 
aktien verkauft werden, um Steuergutſcheine I dafür 
zu kaufen. Das iſt nicht erwünſcht. Die Reichsbahn⸗ 
vorzugsaktien haben anleiheähnlichen Charak⸗ 
ter. Sie werden deshalb durch 8 14 der Zweiten 
NF DDVO den Schuldverſchreibungen und 
verzinslichen Schatzanweiſungen der 
Reichsbahn gleichgeſtellt. 

Die Reichsbahnvorzugsaktien haben einen Kurs 
von etwa 122. Der Errechnung der Beſtandsverminde⸗ 
rung an Reichsbahnvorzugsaktien kann nicht der 
Nennbetrag zugrunde gelegt werden, weil infolge 
des Überpreiſes damit die Verminderung nicht voll 
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erfaßt würde. Die Reichsbahnvorzugsaktien können 
bis zum Jahr 1949 zum Kurs von 120 zurückgezahlt 
werden. Der Börſenkurs wird ſich demgemäß in der 
Nähe dieſes Wertes halten. Es iſt deshalb zweckmäßig, 
der Errechnung der Beſtandsverminderung an Reichs⸗ 
bahnvorzugsaktien an Stelle des Nennbetrags den 
Kurs von 120 zugrunde zu legen. 


15. Gutgläubiger Erwerb von Steuergutſcheinen (82 
der Zweiten NSF DO) 

8 367 Abſatz 1 HGB ſchließt den gutgläubi⸗ 
gen Erwerb von Inhaberpapieren aus, wenn der 
Verluſt der Papiere im Deutſchen Reichs- 
anzeiger bekanntgegeben und ſeitdem nicht mehr 
als ein Jahr verſtrichen iſt. Dieſe Vorſchrift findet 
u. a. auf Banknoten und andere unverzinsliche 
Inhaberpapiere, die bei Sicht zahlbar ſind, nicht 
Anwendung. Durch $2 der Zweiten NF DVo werden 
auch die Steuergutſcheine von der Regelung 
des § 367 Abſatz 1 HGB ausgenommen. Andernfalls 
würde bei den Kreditinſtituten eine unverhältnis⸗ 
mäßige Mehrarbeit entſtehen. 


16. Fortfall des Dienſtſtempels (§ 3 der Zweiten 
NF DO) 


§ 8 Abſatz 2 der Erſten NF DVO gemäß hat grund⸗ 
ſätzlich die Bedarfskaſſe in das dafür beſtimmte 
weiße Feld des Steuergutſcheins ihren Dienſt⸗ 
ſtempel zu ſetzen. Da der Dienſtſtempel nicht immer 
ſehr deutlich und oft nicht einwandfrei leſerlich iſt, hat 
der eine und andere Empfänger von Steuergutſcheinen 
die betreffenden Stücke zurückgeſandt mit der Bemer⸗ 
kung, der Steuergutſchein weiſe, weil der Dienſt⸗ 
ſtempel unleſerlich fei, einen erheblichen Man- 
gel auf. Um dieſe Mißhelligkeit für die Zukunft 
auszuſchließen, wird durch §3 der Zweiten NF DV O 
die Vorſchrift des § 8 Abſatz 2 der Erften NF DV O, 
wonach der Dienſtſtempel zu ſetzen war, einfach ge⸗ 
ſtrichen. Es braucht demgemäß ein Dienſtſtempel 
auf dem Steuergutſchein unten rechts überhaupt 
nicht mehr geſetzt zu werden. Er kann geſetzt werden, 
er muß aber nicht mehr geſetzt werden. Unleſer⸗ 
licher Dienſtſtempel ſtellt keinerlei Mangel des 
Steuergutſcheins dar. 


Wortlaut der Zweiten Durchtührungs verordnung zum 
Neuen Finanzplan (Zweite NFDVO) vom 1. Juli 1939 RGBl. I S. 1078 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Finan⸗ 
zierung nationalpolitiſcher Aufgaben des Reichs 
(Neuer Finanzplan — NF —) vom 20. März 1939 
(RGBl. I S. 561) “) wird hierdurch verordnet: 


Zu $1 des Geſetzes 

81 

Erwerb von Steuergutſcheinen I 
Steuergutſcheine können durch gewerbliche 

Unternehmer bei den Finanzkaſſen gegen Entgelt er⸗ 
worben werden. Für die Überlaſſung wird eine Ge⸗ 
bühr erhoben, deren Höhe im Verwaltungsweg feſt⸗ 
geſetzt wird. 

82 


Gutgläubiger Erwerb bei Steuergutſcheinen 
Steuergutſcheine ſtehen hinſichtlich des gutgläubi⸗ 

gen Erwerbs von Wertpapieren den Inhaberpapieren 

gleich, die bei Sicht zahlbar und unverzinslich find. 


Zu §S 2 des Geſetzes 
83 
Fortfall des Dienſtſtempels 
8 8 Abſatz 2 der Durchführungsverordnung zum 


Neuen Finanzplan (NF DVO) vom 26. April 1989 
(RGBl. J S. 829) wird geſtrichen. 


84 
Darlehen und ſonſtige Zuwendungen für Inveſtitionen 
„Darlehen und ſonſtige Zuwendungen, die Steuer- 
gutſcheinpflichtige zur Errichtung oder Erweiterung 
von Anlagen gewähren, werden in Steuergutſcheinen 
gezahlt. § 2 Abſätze 1 und 3 des Geſetzes finden 
Anwendung. 


*) SStz 1939 Nr. 12, Wortlaut der Erſten NF VO 
DStz 1939 Nr. 17/18. 


85 
Beſchränkte Weitergabe 
von Steuergutſcheinen derſelben Ausſtattung 
In den Fällen des § 2 Abſatz 2 des Geſetzes 
können nur bis zu 20 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags in Steuergutſcheinen derſelben Ausſtattung 
bezahlt werden. 


86 
Leiſtung von Teilzahlungen in Steuergutſcheinen 
Bei der Leiſtung von Teilzahlungen können 
Steuergutſcheinberechtigte ($ 2 Abſatz 2 des Geſetzes) 


höchſtens 40 vom Hundert des jeweiligen Betrags der 
Teilzahlung in Steuergutſcheinen bezahlen. 


37 
Nicht ſteuergutſcheinfähige 
landwirtſchaftliche und andere Erzeugniſſe 
Nicht ſteuergutſcheinfähig ſind: 
1. Erzeugniſſe der Getreide- und Futtermittelwirt⸗ 
ſchaft, und zwar 
a) Getreide und Getreideerzeugniſſe, 
b) Brot und Backwaren, 
c) Futtermittel im Sinn des Geſetzes über den 
Verkehr mit Futtermitteln vom 22. Dezember 
1926 (RG Bl. J S. 525), 
2. Milch und Milcherzeugniſſe, 
3. Erzeugniſſe der Viehwirtſchaft, und zwar 
a) Schlachtvieh und Schlachtvieherzeugniſſe, mit 
Ausnahme der Fleiſch⸗ und Wurſtkonſerven, 


b) Tieriſche Fette, die bei der Verarbeitung von 
Schlachtvieh anfallen, 
c) Rohwolle und Rohhäute, 
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4. Erzeugniſſe der Eierwirtſchaft, und zwar 
a) Eier, 
b) Trockeneiweiß, 
c) Trockenvollei, 
d) Trockeneigelb, 
e) Boreigelb, 
1) Salzeigelb, 
9) Techniſches Eigelb, 
h) ähnliche Eiererzeugniffe, 
5. Kartoffeln, Kartoffelflocken, Kartoffelſtärkemehl, 
Trockenſpeiſekartoffeln, 
6. Roh- und Verbraucherzucker, 
7. Fiſche (auch bearbeitet). 


88 
Sſterreichiſche Spiritusſtelle 
Die Oſterreichiſche Spiritusſtelle in Wien iſt zur 
Annahme von Steuergutſcheinen an Zahlungs Statt 
nicht verpflichtet. 
89 
Verſicherungsentgelte und gewiſſe Auslagen der Spedi⸗ 
teure, Frachtführer und Verfrachter ſind nicht ſteuer⸗ 
gutſcheinfähig 
Die Vorſchriften des § 2 des Geſetzes finden nicht 
Anwendung: 


1. auf Entgelte für Verſicherungen, die unter das Ver⸗ 
ſicherungſteuergeſetz fallen, im Verhältnis zwiſchen 
Verſicherer und Verſicherungsnehmer, 

2. auf Auslagen an nicht ſteuergutſcheinfähigen 
Frachten und Gebühren, an Verſicherungsentgelten, 
Zöllen und Ausgleichſteuern, die Spediteure, 
Frachtführer und Verfrachter ihren Auftraggebern 
kenntlich machen. 


8 10 
Nicht ſteuergutſcheinfähige Mietzinszahlungen 
Die Vorſchriften des § 2 des Geſetzes finden nicht 

Anwendung: 

1. auf Mietzinszahlungen für Räume, die ausſchließ⸗ 
lich Wohnzwecken dienen; 

2. auf Mietzinszahlungen für andere als die unter 
Ziffer 1 bezeichneten Räume, wenn der Vermieter 
glaubhaft macht, daß die Mieten bei ihm ſteuerlich 
nicht zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb ge⸗ 
hören. 


Zu 83 des Geſetzes 
§ 11 
Verpfändung von Steuergutſcheinen I 
Der Lauf der Friſten, die für die Inanſpruch⸗ 
nahme der Bewertungsfreiheit im § 3 Abſätzen 1 bis 4 
vorgeſchrieben ſind, wird durch Verpfändung der 
Steuergutſcheine zur Sicherung von Krediten unter- 
brochen. Die Sicherungsübereignung ſteht der Ver⸗ 
pfändung gleich. 
8 12 
Pfandrechte von Kreditinſtituten 
(1) Kreditinſtitute können Pfandrechte an Steuer 
gutſcheinen I nur begründen, wenn der Eigentümer 


die Erklärung, die für die Einigung über die Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts erforderlich iſt, ausdrücklich 
und ſchriftlich abgibt. Pfandrechte an Steuergut⸗ 
ſcheinen J können durch die Geſchäftsbedingungen der 
Kreditinſtitute nicht begründet werden. 

(2) Abſatz 1 gilt nicht, ſoweit die Steuergut⸗ 
ſcheine zur Sicherung der Anſprüche dienen, die das 
Kreditinſtitut aus der Anſchaffung der Steuergut⸗ 
ſcheine hat, wenn das Kreditinſtitut dieſe Anſprüche 
auf einem Sonderkonto verbucht. 


8 13 
Erſtreckung der Friſten 
(1) Die Steuergutſcheine I brauchen zwecks Inan⸗ 
ſpruchnahme der Bewertungsfreiheit dem Steuer- 
pflichtigen während des Wirtſchaftsjahres ununter⸗ 
brochen nur gehört zu haben 


a) bei Wirtſchaftsjahren, die im Januar 1940 enden, 
in den letzten ſieben Monaten, 

b) bei Wirtſchaftsjahren, die im Februar 1940 enden, 
in den letzten acht Monaten, 

c) bei Wirtſchaftsjahren, die im März 1940 enden, in 
den letzten neun Monaten. 

(2) Es genügt, wenn die Beſitzzeiten, die im 
Abſatz 1 und im 8 3 Abſätzen 1 bis 4 des Geſetzes vor⸗ 
geſchrieben ſind, bis zum Ende des zweiten Monats 
nach Ablauf des Wirtſchaftsjahres erreicht werden. 


(3) Der Zeitraum, während deſſen § 3 Abſatz 6 
des Geſetzes gemäß eine Verminderung des Beſtandes 
an Reichsanleihen uſw. zu berückſichtigen iſt, beginnt 
im Fall des Abſatzes 1 mit dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes. Er dauert in den Fällen des Abſatzes 2 bis zum 
Ende der Beſitzzeit, die für die Inanſpruchnahme der 
Bewertungsfreiheit maßgebend iſt. 


8 14 

Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn 

Die Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn 
werden den Schuldverſchreibungen und verzins⸗ 
lichen Schatzanweiſungen der Reichsbahn gleichgeſtellt, 
die im § 3 Abſatz 6 des Geſetzes bezeichnet ſind. An 
die Stelle des Nennbetrags treten bei dieſen Vorzugs⸗ 
aktien 120 vom Hundert des Nennbetrags. 


815 

Übergangsvorſchriften 

() Dieſe Verordnung tritt mit Ausnahme der 
88 5, 7 und 12 mit Wirkung ab 25. März 1939 in 
Kraft. Die 88 5 und 7 find auf Zahlungen anzu⸗ 
wenden, die ab dem Tag geleiſtet werden, der auf die 
Verkündung der Verordnung folgt. 

(2) Zahlungen, die vor dem Tag, der auf die Ver⸗ 
kündung der Verordnung folgt, geleiſtet worden ſind, 
werden durch dieſe Verordnung nicht berührt. 


Berlin, 1. Juli 1939 
Der Reichsminiſter der Finanzen 


In Vertretung 
Reinhardt 
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Zum Steuergutschein-Verfahren 


Von Regierungsrat Gaus, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 
1. Die Steuergutſchein pflichtigen, 
2. Die Steuergutſchein berechtigten, 
3. Die Steuergutſchein-Annahmepflichtigen, 
4. Einſchränkung der Bewertungsfreiheit durch Abgabe von 
Reichsanleihen an Penſionskaſſen? 


1. Die Steuergutſchein pflichtigen 


Verpflichtet, Rechnungen über Lieferungen 
und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unternehmer 
in Höhe von 40 vom Hundert in Steuergutſcheinen 
zu bezahlen ſind: 

a) 8 2 Abſatz 1 NF gemäß 

das Reich, die Länder, die Gemeinden, die Ge- 

meindeverbände, die Reichsbahn, die Reichspoſt, 

das Unternehmen Reichsautobahnen und andere 
vom Reichsminiſter der Finanzen bezeichnete 
juriſtiſche Perſonen oder ähnliche Gebilde; 

b) 58 5 NF DV O gemäß 
die NSDAP und deren Gliederungen; 

e) 86 NF DV O gemäß 

1. die der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Ar- 
beiterpartei angeſchloſſenen Verbände, 

2. der Reichsnährſtand, 

3. die Reichswirtſchaftskammer, die Induſtrie⸗ 
und Handelskammern und die Handwerks- 
kammern, 

4. der Deutſche Gemeindetag, 

. die Zweckverbände, 


6. die Verſorgungsbetriebe, die in privatrecht⸗ 
licher Form geführt werden, wenn die Mehr- 
heit der Anteile an dieſen Betrieben dem 
Reich, einem Land, einer Gemeinde, einem 
Gemeindeverband oder einem Zweckverband 
oder einigen gemeinſam unmittelbar oder 
mittelbar gehört, 


7. die Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechts 
und ſolche Körperſchaften, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen, die Zwecken 
dienen, durch deren Erfüllung eine Religions- 
geſellſchaft öffentlichen Rechts unmittelbar ge⸗ 
fördert wird; 

d) auf Grund der im 8 6 Abſatz 2 NF DO gege⸗ 
benen Ermächtigung bis jetzt 
die Reichsrundfunkgeſellſchaft, der Tag der 
Deutſchen Kunſt und die Hermann Göring- 
Werke in Berlin und in Linz. 


Wenn die Wehrmacht Rüſtungsaufträge erteilt 
oder die Finanzverwaltung ein Finanzamtsgebäude 
erbauen läßt, müſſen der Rüſtungsfabrikant und der 
Bauunternehmer in Höhe von 40 vom Hundert des 
Rechnungsbetrags in Steuergutſcheinen bezahlt wer⸗ 
den. Auftraggeber iſt in beiden Fällen das Reich. 
Steuergutſcheinpflicht beſteht auch, wenn der Bürger⸗ 
meiſter Inſtandſetzungsarbeiten am Rathausgebäude 
vergibt. Auftraggeber iſt hier die Gemeinde. 


S* 


Steuergutſcheinpflicht 8 2 Abſatz 1 NF gemäß 
iſt nicht nur dann gegeben, wenn eine der oben unter 
a bis d bezeichneten Körperſchaften ſelbſt Aufträge 
an gewerbliche Unternehmer erteilt. Sie beſteht auch 
in den Fällen, in denen die Aufträge durch gewerb⸗ 
liche oder ſonſtige Betriebe einer dieſer 
Körperſchaften erteilt werden. Es iſt dabei 
gleichgültig, ob der Betrieb landwirtſchaftlicher, forſt⸗ 
wirtſchaftlicher oder gewerblicher Art iſt, ob es ſich 
um einen Verſorgungsbetrieb oder um einen Hoheits⸗ 
betrieb handelt. Steuergutſcheinpflicht beſteht, wenn 
der Ratskeller der Stadt vom Kohlen- 
händler Kohlen oder das Städtiſche Kran⸗ 
kenhaus von der Wäſchefabrik Wäſche 
bezieht oder wenn die Städtiſche Straßen- 
bahn von der Waggonfabrik Straßen- 
bahnwagen kauft. Der Ratskeller, das Kranken⸗ 
haus und die Straßenbahn ſind nichts anderes als 
die Gemeinde. 


Vorausgeſetzt iſt in dieſen Fällen, daß die ge⸗ 
werblichen Betriebe in rechtlich un ſelbſtändiger 
Form geführt werden. 


Werden die gewerblichen und ſonſtigen Betriebe 
von Körperſchaften des öffentlichen Rechts nicht in 
rechtlich unſelbſtändiger Form, ſondern in privat⸗ 
rechtlich ſelbſtändiger Form, zum Beiſpiel in 
Form einer AG oder GmbH, geführt, fo kommt 
eine Steuergutſchein pflicht nicht mehr in Be⸗ 
tracht. Rechtsträger und Auftraggeber iſt dann nicht 
mehr die hinter dem Betrieb ſtehende öffentlichrecht⸗ 
liche Körperſchaft, ſondern der private Rechtsträger 
(die AG oder GmbH). Es beſteht dann nicht mehr 
die Pflicht, ſondern nur noch das Recht zur Bezah⸗ 
lung in Steuergutſcheinen. Es iſt zum Beiſpiel eine 
Schlachthof⸗A G, deren Aktien ſich zum großen 
Teil in der Hand einer Gemeinde befinden, nicht 
ſteuergutſcheinpflichtig, ſondern § 2 Abſatz 2 N 
gemäß ſteuergutſchein berechtigt. 


Eine Ausnahme bilden Verſorgungs⸗ 
betriebe in privatrechtlicher Form, bei denen die 
Mehrheit der Anteile dem Reich, einem Land, einer 
Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einem Zweck⸗ 
verband oder einigen gemeinſam unmittelbar oder 
mittelbar gehört. Verſorgungsbetriebe, die dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen aufweiſen, ſind trotz ihrer privat⸗ 
rechtlichen Form ſteuergutſcheinpflichtig (8 6 Ab⸗ 
ſatz 1 Ziffer 6 NF DO). Der Begriff „Verſorgungs⸗ 
betrieb“ iſt nach Körperſchaftſteuerrecht auszulegen. 
Hinweis auf Reinhardt, Bücherei des Steuerrechts, 
„Der Neue Finanzplan“ S. 65. In der Hauptſache 
kommen in Betracht: Gaswerke, Elektrizitätswerke, 
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Waſſerwerke, Fernheizwerke, Straßenbahnen, Unter⸗ 
grundbahnen, Hochbahnen, Hafenbetriebe. 


Nicht alle Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
ſind ſteuergutſcheinpflichtig. Es gibt Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, die weder im 8 2 Abſatz 1 
N noch im 5 6 NF DO aufgezählt ſind. Die All⸗ 
gemeinen Ortskrankenkaſſen und die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalten ſind zum Beiſpiel zwar öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaften, aber nicht Körperſchaften 
der im 8 2 Abſatz 1 NF und 8 6 NF DO bezeich⸗ 
neten Art. Die Allgemeinen Ortskrankenkaſſen und 
die Landesverſicherungsanſtalten ſind als Verſiche⸗ 
rungsträger der Reichsverſicherung öffentlichrecht⸗ 
liche Körperſchaften beſonderer Art. Sie find 
weder ſteuergutſchein pflichtig noch ſteuergut⸗ 
ſchein berechtigt. 


Es kommt vor, daß ein Steuergutſcheinpflich⸗ 
tiger Lieferungen oder ſonſtige Leiſtungen gewerb⸗ 
licher Unternehmer an einen anderen Steuergut⸗ 
ſchein pflichtigen zu bezahlen hat. Es beliefert 
zum Beiſpiel das Städtiſche Elektrizttätswerk das 
Finanzamt mit Elektrizität oder das Waſſerwerk 
eines Landes die Gemeinden mit Waſſer. Für dieſe 
Fälle, in denen beide Parteien ſteuergutſchein⸗ 
pflichtig ſind, hat der Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen durch Erlaß vom 20. Mai 1939 A 2002-17. 
Gen. B (abgedruckt in der DStZ 1939 Nr. 21) an- 
geordnet, daß das Steuergutſcheinverfahren nicht 
angewendet wird. 


2. Die Steuergutſchein berechtigten 


Berechtigt, Rechnungsbeträge über Lieferun⸗ 
gen und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unterneh⸗ 
mer bis zu 40 vom Hundert in Steuergutſcheinen 
zu bezahlen, ſind § 2 Abſatz 2 N gemäß juriſtiſche 
Perſonen des Privatrechts, gewerbliche Einzelunter⸗ 
nehmer und Unternehmergemeinſchaften (zum Bei- 
ſpiel Offene Handelsgeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften). 

Juriſtiſche Perſonen des Privat- 
rechts find Aktiengeſellſchaften, Kommandttgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung, Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, rechtsfähige 
Vereine und rechtsfähige Stiftungen. Auch die berg⸗ 
rechtlichen Gewerkſchaften ſind, ſoweit ſie neueren 
Rechts ſind, juriſtiſche Perſonen des Privatrechts. 
Die älteren Gewerkſchaften ſind überwiegend nicht⸗ 
rechtsfähig, ſie werden aber zu den gewerblichen 
Unternehmergemeinſchaften im Sinn des 8 2 Ab- 
ſatz 2 NF gerechnet werden müſſen. 


Zu den Unternehmergemeinſchaften 
gehören außer den Offenen Handelsgeſellſchaften und 
den Kommanditgeſellſchaften noch ſonſtige Unterneh⸗ 
mergemeinſchaften im Sinn des $ 15 Ziffer 2 EStG, 
wie zum Beiſpiel die Partenreedereien. Auch 
Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, 
die ſich gewerblich betätigen, ſind Unternehmerge⸗ 
meinſchaften. In Betracht kommen insbeſondere 
Kartelle, Syndikate, Handwerkerge— 
meinſchaften, mitunter auch Konſortien, 
Erbengemeinſchaften uſw. 


Die Betriebe von Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts, die gewerbliche Einkünfte haben, 
wird man ebenfalls als ſteuergutſcheinberechtigt an⸗ 
ſehen müſſen. Das ergibt ſich aus der Erwägung, 
daß, wer in ſeiner Eigenſchaft als gewerblicher Un⸗ 
ternehmer Steuergutſcheine anzunehmen ver⸗ 
pflichtet iſt, auch berechtigt ſein muß, ſie an ge⸗ 
werbliche Unternehmer weiterzugeben. Die 
Frage iſt von Bedeutung für diejenigen gewerblichen 
Betriebe, die von anderen als den im § 2 Abſatz 1 
NFDOLO bezeichneten öffentlichrechtlichen Körper⸗ 
ſchaften betrieben werden. 


3. Die Steuergutſchein⸗ Annahmepflichtigen 


Zur Annahme von Steuergutſcheinen verpflich⸗ 
tet ſind 8 2 Abſätze 1 und 2 N gemäß alle ge⸗ 
werblichen Unternehmer. Gewerbliche Unternehmer 
ſind natürliche Perſonen, Körperſchaften, Perſonen⸗ 
vereinigungen und Vermögensmaſſen, die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb haben (87 NF DO). 
Wegen des Begriffs „gewerbliche Unternehmer“ Hin⸗ 
weis auf Reinhardt, Bücherei des Steuerrechts, „Der 
Neue Finanzplan“ S. 67. Der Begriff „gewerbliche 
Unternehmer“ beſtimmt ſich nach dem Einkom⸗ 
menſteuerrecht und dem Körperſchaft⸗ 
ſteuerrecht, nicht nach dem Gewerbeſteuerrecht. 
Das kann im Einzelfall von Bedeutung ſein. Es 
ſind zum Beiſpiel gewerbliche Betriebe von Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts gewerbliche Unter⸗ 
nehmer, auch wenn die Abſicht der Gewinnerzielung 
fehlt (8 1 Abſatz 1 der Erſten KSt O). Das Ge⸗ 
werbeſteuergeſetz dagegen unterwirft Betriebe der 
öffentlichen Hand der Gewerbeſteuer nur dann, wenn 
alle Vorausſetzungen, die an den Begriff des Ge⸗ 
werbebetriebs geknüpft ſind, alſo auch die Abſicht 
der Gewinnerzielung, gegeben ſind. 


Nicht alle Betriebe gewerblicher Art von Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts ſind gewerbliche 
Unternehmer. Die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe ſcheiden aus. Sie haben keine Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb. Die Verſorgungsbetriebe (8 2 der 
Erſten KSt DO) find gewerbliche Unternehmer. Die 
Hoheitsbetriebe (8 4 der Erſten KSt DO) find nicht 
als gewerbliche Unternehmer anzusehen. Sie ſtehen 
nach der Anſchauung des Körperſchaftſteuerrechts 
außerhalb der gewerblichen Sphäre. 


Steuerpflichtige, die nach dem Handelsgeſetzbuch 
zur Führung von Büchern verpflichtet 
ſind, haben nur gewerbliche Einkünfte (819 
der Erſten KSt DO). Sie find immer gewerb⸗ 
liche Unternehmer. Es iſt gleichgültig, was für eine 
Tätigkeit ſie betreiben. 


Eine Aktiengeſellſchaft, die Hausbe⸗ 
ſitz hat und ſich nur mit der Verwaltung, d. h. 
Vermietung dieſes Beſitzes, befaßt, iſt ge⸗ 
werblicher Unternehmer. Sie iſt verpflich⸗ 
tet, von Mietern, die gewerbliche Unternehmer ſind, 
40 vom Hundert der Miete für Büroräume in Steuer- 
gutſcheinen entgegenzunehmen. 


Eine Kommanditgeſellſchaft auf Ak⸗ 
tien, die ſich nur forſtwirtſchaftlich be⸗ 
tätigt, muß für ihre Kaufpreisforderungen an Holz⸗ 
händler Steuergutſcheine in Zahlung nehmen. 
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Haben mehrere Steuerberater ſich zu einer Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, ſo müſſen ſie 40 vom Hundert 
ihrer Honorarforderungen in Steuergutſcheinen an- 
nehmen. 


4. Einſchränkung der Bewertungsfreiheit durch Ab⸗ 
gabe von Reichsanleihen an Penſionskaſſen? 


Nach dem Körperſchaftſteuergeſetz von 193 4 find 
rechtsfähige Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, 
Sterbe⸗, Kranken-, Unterſtützungskaſſen und ſonſtige 
rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der Not oder 
Arbeitsloſigkeit nach Anordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen von der Körperſchaftſteuer befreit. Nach 
dem Geſetz von 1925 waren auch nicht rechtsfähige 
Kaſſen dieſer Art unter gewiſſen Vorausſetzungen 
befreit. In der Praxis hat ſich gezeigt, daß die Um⸗ 
ſtellung der nichtrechtsfähigen Kaſſen auf die Rechts⸗ 
fähigkeit erſt allmählich, im Verlauf von Jah- 
ren, durchgeführt werden kann. Die Geltungsdauer 
der alten Beſtimmungen mußte von Jahr zu Jahr 
verlängert werden. Der RdF⸗Erlaß vom 15. De⸗ 
zember 1938 hat die Geltungsdauer der alten Beſtim⸗ 
mungen bis Ende des Jahres 1939 begrenzt. Die 
Folge davon iſt, daß ſich zurzeit die nichtrechtsfähi⸗ 
gen Kaſſen in rechtsfähige Kaſſen umwandeln. Die 
Umwandlung bringt es mit ſich, daß das Kaſſen⸗ 
vermögen aus dem Unternehmen, zu dem die Kaſſe 
gehört, ausgeſondert wird und die Kaſſe nicht 


Zur Mehreinkommensteuer 


nur wirtſchaftlich, wie bisher, ſondern auch recht⸗ 
lich Eigentümerin und Trägerin des Kaſſenver⸗ 
mögens wird. Die Übertragung des Kaſſenvermögens 
an die Kaſſe kann in vielen Fällen nur fo ermöglicht 
werden, daß der Betrieb Teile feines Beſtan⸗ 
des an Reichsanleihen auf die Kaſſe über⸗ 
trägt. Im Hinblick auf die Beſtimmung des 8 3 Ab⸗ 
ſatz 6 NF und des 8 27 NF DO hat ſich die Frage 
ergeben, ob die Abgabe der Reichsanleihen den Ge⸗ 
ſamtbetrag der Steuergutſcheine I, von dem für 
die Bewertungsfreiheit auszugehen iſt, mindert. 

Es würde dem Zweck des Neuen Finanzplans 
widerſprechen, wenn die Unternehmen Reichsanleihen 
abſtoßen würden, um Steuergutſcheine I zu erwer⸗ 
ben. Hinweis auf Reinhardt, Bücherei des Steuer- 
rechts, „Der Neue Finanzplan“ S. 128. Dem Reich 
iſt nicht damit gedient, wenn der Erwerb von 
Steuergutſcheinen I auf Koſten der bei den Unter- 
nehmen vorhandenen Beſtände an Reichsanleihen 
geht. Wenn jedoch ein Betrieb an feine Penſions⸗ 
oder ſonſtige Kaſſe Reichsanleihen abgibt, ſo 
hat das Reich ſolange kein Intereſſe, dieſe Über⸗ 
tragung durch Anwendung des 8 3 Abſatz 6 NF zu 
erſchweren, als die abgegebenen Beſtände 
von den Kaſſen gehalten werden. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat in Einzelfällen dem⸗ 
entſprechend entſchieden. Es iſt Sache des Finanz⸗ 
amts, bei der Berechnung des Umfangs der Bewer⸗ 
tungsfreiheit jeweils nachzuprüfen, ob die Kaſſe noch 
im vollen Veſitz der ihr übertragenen Reichsanleihen iſt. 


Von Regierungsrat Gaus, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Veranlagung der in die Oſtmark oder in die ſude⸗ 
tendeutſchen Gebiete übergeſiedelten Mehreinkom⸗ 
menſteuerpflichtigen 


Die Mehreinkommenſteuer für 1939 gilt 8 12 
Abſatz 2 NF gemäß im Land Oſterreich und in den 
ſudetendeutſchen Gebieten nicht. Das bedeutet nicht, 
daß alle Einkommenſteuerpflichtigen und Körper- 
ſchaftſteuerpflichtigen, die zur Zeit der erſtmaligen 
Veranlagung der Mehreinkommenſteuer ihren Wohn⸗ 
ſitz oder Sitz in der Oſtmark oder in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten haben, der Mehreinkommenſteuer 
nicht unterliegen. Sie unterliegen der Mehreinkom⸗ 
menſteuer dann, wenn ſie in den beiden Kalender⸗ 
jahren 1937 und 1938, auf die es ankommt, noch 
ihren Wohnſitz oder Sitz im Altreich gehabt 
haben. Wie lange ſie im Jahr 1938 Sitz oder 
Wohnſitz im Altreich gehabt haben, iſt ohne 
Bedeutung. 


Welches Finanzamt hat die Veranlagung 
durchzuführen: das Finanzamt des Altreichs 
oder das Finanzamt, das für den neuen Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt zuſtändig iſt? 


Die Veranlagung muß durch das Finanzamt des 
Altreichs durchgeführt werden. Die Finanzämter 
der Oſtmark und der ſudetendeutſchen Gebiete haben 
ſich mit der Veranlagung der Mehreinkommenſteuer 
noch nicht zu befaſſen. Das Finanzamt des Altreichs 
kann an Hand der V-Lifte feſtſtellen, welche Steuer⸗ 
pflichtigen in Betracht kommen. Es fordert die Ein⸗ 
kommenſteuerakten oder Körperſchaftſteuerakten des 
Pflichtigen an und veranlagt ihn. Nach Eintritt der 
Rechtskraft werden die Mehreinkommenſteuerakten 
und die Sollkarte an das Finanzamt der Oſtmark 
oder der ſudetendeutſchen Gebiete abgegeben. Der 
Rd ⸗Erlaß vom 27. April 1939, S 2840-1 III, der 
die buchmäßige und kaſſenmäßige Behandlung der 
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Mehreinkommenſteuer regelt, ift auch den Ober⸗ 
finanzpräſidenten in Oſterreich und in Karlsbad nach⸗ 
richtlich zugegangen. Das Finanzamt der Oſtmark 
oder der ſudetendeutſchen Gebiete iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß im Fall der Anderung des Einkommens 
des Erſtjahrs oder des Zweitjahrs das Finanzamt 
des Altreichs zu verſtändigen iſt. 


2. Erfaſſung der nichtveranlagten Arbeitnehmer 


Reine Arbeitnehmer, die im Zweitjahr ein 
ſteuerpflichtiges Einkommen von nicht mehr als 8000 
Reichsmark haben, werden nicht zur Einkommen⸗ 
ſteuer veranlagt (8 46 Ziffer 1 EStG). Sie ſind aber 
mehreinkommenſteuerpflichtig, wenn das im 
Zweitjahr erzielte Mehr nicht 8 7 Ziffer 5 NF oder 
8 45 NF DVoO gemäß mehreinkommenſteuerfrei iſt. 


Wie ſind dieſe Arbeitnehmer zu ermitteln? 
Das Finanzamt wird ſie an Hand der Urliſte feſt⸗ 
ſtellen. Soweit Zweifel beſtehen, müſſen ſie durch 
die beim Finanzamt vorhandenen ſonſtigen Unter⸗ 
lagen, wie zum Beiſpiel durch die Steuerkarte oder 
durch Einforderung einer beſonderen Erklärung 
des Arbeitnehmers geklärt werden. 


Die Notwendigkeit, die nichtveranlagten Arbeit⸗ 
nehmer nicht ſchlechter, aber auch nicht beſſer als die 
veranlagten Steuerpflichtigen zu ſtellen, gebietet, daß 
bei der Berechnung des Mehreinkommens nicht vom 
Bruttolohn, ſondern vom Einkommen ausgegan⸗ 
gen wird. Vom Bruttolohn ſind im Erſtjahr und im 
Zweitjahr je 200 RM Werbungskoſten und 200 RM 
Sonderausgaben abzuſetzen. Sind auf der Steuer⸗ 
karte höhere ſteuerfreie Beträge vermerkt, ſo ſind 
dieſe Beträge abzuſetzen. 


Beiſpiele: 


A. Ein Arbeitnehmer hat 1937 einen Bruttolohn 
von 6600 RM, 1938 von 8000 RM. 


Auszugehen iſt im Erſtjahr von einem Ein⸗ 
kommen von 6200 RM, im Zweitjahr von 
7600 RM. Mehreinkommen 1400 RM abzüglich 
Freibetrag. 


B. Ein Arbeitnehmer hat 1937 einen Bruttolohn 
von 6200 RM, 1938 von 7600 RM. 


Auszugehen iſt im Erſtjahr von 6000 RM 
(8 44 NF DVO), im Zweitjahr von 7200 RM. 
Mehreinkommen 1200 AM abzüglich Freibetrag. 


C. Ein Arbeitnehmer hat 1937 einen Bruttolohn 
von 7000 RM, 1938 von 8000 RM. Auf der 
Steuerkarte 1937 find monatlich 70 RM Wer⸗ 
bungskoſten eingetragen. 


Auszugehen iſt im Erſtjahr von einem Ein⸗ 
kommen von 6160 RM, im Zweitjahr von 
7600 RM. Mehreinkommen 1440 RM abzüglich 
Freibetrag. 


3. Zuwendungen an umgewandelte Penſionskaſſen 


8 35 Abſatz 1 NF DO gemäß darf für die Be- 
rechnung des Mehreinkommens im Zweitjahr kein 


höherer Betrag für die Zuweiſungen an Pen⸗ 
ſions⸗ und Unterſtützungskaſſen abgeſetzt werden als 
im Erſtjahr. Abſatz 2 gemäß kann ein angemeſ⸗ 
ſener Betrag zugelaſſen werden, wenn im Zweit⸗ 
jahr erſtmals eine Zuweiſung an eine neu gegrün- 
dete Penſions⸗ oder Unterſtützungskaſſe gemacht 
worden iſt. 


Dieſe Beſtimmungen haben die Frage ausgelöſt, 
ob bei der Umwandlung einer nicht rechtsfähigen 
Kaſſe in eine rechts fähige Kaſſe Abſatz 1 oder Ab⸗ 
ſatz 2 des 8 35 NF DVO zur Anwendung kommt. 
Der Unterſchied in der ſteuerlichen Auswirkung kann 
im Einzelfall beträchtlich ſein. Zuwendungen gelten 
inſoweit als angemeſſen, als ſie 20 vom Hundert der 
Lohnſumme der Kaſſenmitglieder nicht überſteigen. 
Dieſe Regelung iſt ſehr großzügig. Der Betrag, der 
Abſatz 2 gemäß zum Abzug zugelaſſen werden kann, 
wird ſehr oft größer ſein als der nach Abſatz 1 zum 
Abzug zuzulaſſende Betrag. 


Die Löſung ergibt ſich aus dem Sinn des $ 35 
NF DO. Die Einrichtung einer Penſions⸗ und Un⸗ 
terſtützungskaſſe darf nicht dazu benutzt werden, um 
das Mehreinkommen zu ſchmälern. Von einer neu 
gegründeten Kaſſe kann nicht geſprochen werden, 
wenn eine nichtrechtsfähige Kaſſe in eine rechtsfähige 
umgewandelt wird. Die rechtsfähige Kaſſe hat in 
Form der nichtrechtsfähigen ſchon vorher beſtanden. 
Wirtſchaftlich handelt es ſich um ein und dasſelbe 
Gebilde. Die Zuwendungen im Zweitjahr werden 
für die Mehreinkommenſteuer nur in Höhe der Zu⸗ 
wendungen des Erſtjahrs anerkannt. 


4. Rechtsmittelverfahren 


Gegen den Mehreinkommenſteuerbeſcheid ſteht 
dem Steuerpflichtigen der Einſpruch zu. Der Ein⸗ 
ſpruch kann nicht darauf geſtützt werden, daß das 
dem Einkommenſteuerberechnungsbogen oder dem Kör⸗ 
perſchaftſteuerberechnungsbogen entnommene Ein⸗ 
kommen des Erſtjahrs oder Zweitjahrs unrichtig 
feſtgeſetzt worden ſei. Mit dieſer Einwendung kann 
der Pflichtige im Mehreinkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗ 
verfahren nicht gehört werden. Das Mehreinkommen⸗ 
ſteuer⸗Veranlagungsverfahren darf nicht mit Dingen 
belaſtet werden, die ſchon im Einkommenſteuer⸗Ver⸗ 
anlagungsverfahren oder Körperſchaftſteuer-Veran⸗ 
lagungsverfahren hätten geltend gemacht werden 
müſſen. Daß das zur Einkommenſteuer oder Körper⸗ 
ſchaftſteuer veranlagte Einkommen maßgebend iſt und 
nicht angegriffen werden darf, ergibt ſich aus 8 30 
NF DVBO. 


Hat eine Veranlagung zur Einkommenſteuer 
nicht ſtattgefunden, zum Beiſpiel bei den Arbeit⸗ 
nehmern mit einem Einkommen im Zweitjahr von 
nicht mehr als 8000 RM, fo kann der Pflichtige im 
Weg des Einſpruchs gegen den Mehreinkommen⸗ 
ſteuerbeſcheid die Unrichtigkeit des für die Zwecke der 
Mehreinkommenſteuer feſtgeſetzten Erſtjahrseinkom⸗ 
mens oder Zweitjahrseinkommens geltend machen. 


Die Beſtimmung des 8 32 Abſatz 2 NF DO tft 
eine Ermeſſens vorſchrift. Für fie gilt 8 2 
StAnpG. 
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Ausgewählte Fragen zu den steuerlichen Verjährungsvorschritten 
Von Obersteuerinspektor Räker, Münster (Westf.), Oberfinanzpräsidium 


Sacha 


— 


. Einführung, 


* 99 Zug 02 


1. Einführung 


Die Verjährungsvorſchriften des Steuerrechts 
dienen im weſentlichen der Wahrung des Rechtsſchutz⸗ 
intereſſes des Steuerpflichtigen, der davor geſchützt ſein 
ſoll, daß erledigte Steuerfälle nach Ablauf einer ge- 
wiſſen Friſt wieder aufgerollt werden. Die richtige 
Handhabung der Verjährungsvorſchriften iſt von er⸗ 
heblicher Bedeutung und großer finanzieller Auswir⸗ 
kung. Denn die von Amts wegen zu prüfende und zu 
berückſichtigende Verjährung bringt den Steuer⸗ 
anſpruch mit allen ſeinen Nebenanſprüchen zum Er⸗ 
löſchen (8 148 AO). Die an ſich geſchuldete Steuer 
geht endgültig verloren. Die Erfahrung 
hat nun gelehrt, daß vielfach noch Unklarheiten über 
Anwendung und praktiſche Auswirkung der Verjäh⸗ 
rungsvorſchriften beſtehen, deren genaue Kenntnis 
jedoch ſowohl für die Steuerbehörden als auch die 
Steuerpflichtigen unerläßlich iſt. 

Der nachfolgende Beitrag bezweckt nun nicht, eine 
vollſtändige und ſyſtematiſche Darſtellung der Verjäh⸗ 
rungsvorſchriften zu geben, es ſollen vielmehr lediglich 
einige wichtige und zweifelhafte Fragen des Verjäh⸗ 
rungsproblems, die für die Praxis von beſonderer 
Bedeutung ſind, erörtert werden. 


2. Unterbrechung der Verjährung 


Die Verjährungsfriſt beträgt — abgeſehen von 
den hinterzogenen Beträgen — fünf Jahre und beginnt 
mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Anſpruch ent⸗ 
ſtanden iſt. Die Verjährung wird nach § 147 AO 
unterbrochen durch Zahlungsaufſchub, durch Stundung, 
durch jede Anerkennung des Zahlungsverpflichteten, 
ſowie durch jede Handlung, die das zuſtändige Finanz⸗ 
amt zur Feſtſtellung des Anſpruchs oder des Verpflich⸗ 
teten vornimmt. Mit dem Ablauf des Jahres, in dem 
die Unterbrechung ihr Ende erreicht, beginnt dann eine 
neue Verjährungsfriſt, für die wiederum die Friſt von 
fünf oder zehn Jahren läuft. Es iſt dabei beſonders 
zu beachten, daß die eine Verjährung unterbrechende 
Handlung nicht zur Kenntnis des Steuerpflichtigen 
gelangt zu ſein braucht. Deshalb wird die Verjährung 
z. B. auch durch eine Aufforderung zur Abgabe einer 
Steuererklärung ſelbſt dann unterbrochen, wenn dieſe 
Aufforderung aus irgendwelchen Gründen nicht an den 
Steuerpflichtigen gelangt ſein ſollte oder wenn der 
Steuerbeſcheid über eine in den Akten vorgenommene 
Steuerfeſtſetzung dem Steuerpflichtigen nicht, oder 
nicht vor Ablauf der Friſt zugeſtellt ſein ſollte. Es iſt 
auch nicht nötig, daß die Handlung — etwa ein Er⸗ 
ſuchen um Auskunft — an den Steuerpflid- 


. Unterbrechung der Verjährung, 

. Verjährung und Haftung, 

. Verjährung bei hinterzogenen Steuern, 

. Verjährung von Anſprüchen der Steuerpflichtigen. 


tigen ſelbſt gerichtet iſt. Die Steuerftelle kann 
z. B. um einen beſtimmten Steuerfall zu erforſchen, 
auch andere Perſonen und Stellen um Auskunft er⸗ 
ſuchen mit dem Erfolge, daß die Verjährung unter⸗ 
brochen wird (Urteil vom 9. 2. 1932 II A 618/31, 
NSW. 1932 S. 322). Es genügt allerdings zur 
Unterbrechung der Verjährung nicht, wenn das Finanz⸗ 
amt zur Erforſchung der ſteuerlichen Verhältniſſe 
einer beſtimmten Gruppe von Steuerpflichti⸗ 
gen (etwa von Metzgern) allgemeine Ermitt⸗ 
lungen anſtellt. Solche nicht zur Erforſchung eines 
beſtimmten Steuerfalls getroffenen Feſtſtellungen 
haben keine unterbrechende Wirkung gegenüber den 
einzelnen Angehörigen dieſer Berufsgruppe. 


Durch die Betriebsprüfung nach $ 162 Abſ. 9 
und 10 AO wird der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs gemäß die Verjährung unterbrochen. 
Es iſt nun aber nicht ſo — wie gelegentlich ange⸗ 
nommen wird — daß die Betriebsprüfung ohne 
weiteres die Verjährung aller bis zur Vornahme der 
Prüfung noch nicht verjährten Steueranſprüche 
unterbricht. Eine Buchprüfung unterbricht die Ver⸗ 
jährung vielmehr nur bezüglich der Jahre, auf die 
fie fi erſtreckt (vgl. Urteil vom 12. 1. 1937 IA 
330/36, RStBL. 1937 S. 91). Das ergibt ſich zwangs⸗ 
läufig aus der Überlegung, daß die Handlung, die die 
Verjährung unterbrechen ſoll, einen beſtimmten 
Steuerfall betreffen muß, und der Steuerfall eines 
jeden Jahres für ſich getrennt zu behandeln iſt. Von 
den Steuerpflichtigen wird weiterhin vielfach geltend 
gemacht, durch eine Betriebsprüfung werde die Ver⸗ 
jährung nur hinſichtlich ſolcher Tatbeſtände unter⸗ 
brochen, die Gegenſtand der Prüfung ge⸗ 
weſen ſeien. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch vom Reichs⸗ 
finanzhof in dem Urteil vom 2. 10. 1936 W A 24936, 
RStBl. 1937 S. 112, mit dem Bemerken abgelehnt 
worden, daß eine ſolche ſtarke Einſchränkung der 
Unterbrechung der Verjährung zu völlig unbe⸗ 
gründeten Steuerbefreiungen zum Schaden der All⸗ 
gemeinheit führen müſſe. In dem gleichen Urteil wird 
auch klargeſtellt, daß zur Verjährungsunterbrechung 
jeder ganz allgemein gehaltene 
Prüfungsauftrag genügt, wenn er ſich nur auf 
beſtimmt bezeichnete Geſchäftsjahre und 
Steuerarten erſtreckt. Der Rc hebt mit Recht hervor, 
daß das Erfordernis eines Prüfungsauftrages für 
beſtimmte Tatbeſtände der bewußten und gewollten 
Steuerſchiebung Tor und Tür öffnen würde, da die 
Finanzbehörden außerſtande wären, beſtimmte 
Prüfungsaufträge zu erteilen, die auf Erforſchung der 
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durch die Steuerpflichtigen bewußt verſchleierten 
Einzeltatbeſtände gerichtet ſeien. 

Die Unterbrechung der Verjährung tritt bereits 
durch die Inangriffnahme der Betriebs⸗ 
prüfung ein. Es kommt daher ebenſowenig auf den 
Zeitpunkt der Beendigung der Prüfung oder der Zu- 
ſtellung des Berichts an, wie darauf, ob eine beſtimmte 
Steuerart oder ein beſtimmtes Jahr etwa vor oder 
nach dem Ablauf der Verjährungsfriſt geprüft 
worden iſt. Der Steuerpflichtige kann alſo nicht mit 
dem Einwand gehört werden, der Betriebsprüfer habe 
während ſeiner etwa am 15. 12. begonnenen Prüfung 
die umſatzſteuerlichen Tatbeſtände vor dem 31. 12. 
(Ablauf der Friſt) überhaupt nicht unterſucht, ſondern 
damit erſt im nächſten Jahre — alſo in verjährter 
Zeit — begonnen. Iſt die Betriebsprüfung überhaupt 
vor Ablauf der Verjährungsfriſt in Angriff ge⸗ 
nommen worden, dann wird die Verjährung für ſämt⸗ 
liche Steuerarten und Jahre, auf die ſich der Auftrag 
erſtreckt, unterbrochen (Urteil vom 15. 12. 1933 VA 
482/33, RStBl. 1934 Seite 32). 

Zweifelhaft kann nun fein, wann die Inangriff⸗ 
nahme der Betriebsprüfung als erfolgt anzuſehen iſt. 
Genügt bereits der Zeitpunkt der Beauftragung des 
Betriebsprüfers durch das Finanzamt oder iſt der Be⸗ 
ginn der Prüfung in den Geſchäftsräumen der Steuer⸗ 
pflichtigen der Zeitpunkt, an dem früheſtens die Ver⸗ 
jährung unterbrochen wird? Ich möchte annehmen, 
daß in der Beauftragung noch nicht der Beginn der 
Inangriffnahme der Prüfung zu erblicken iſt, der Auf⸗ 
trag vielmehr als eine innerdienſtliche Maß⸗ 
nahme zu werten iſt, in der noch keine gegen den 
Steuerpflichtigen gerichtete Maßnahme zu erblicken iſt. 
Daß aber innerdienſtliche Maßnahmen — dazu ge⸗ 
hören z. B. auch Anweiſungen der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtelle zur Vornahme einer Betriebsprüfung — die Ver⸗ 
jährung nicht unterbrechen können, iſt bereits in dem 
Urteil vom 4. 12. 1923 IV A 92/33 (Amtl. Sammlung 
Bd. 13 S. 107) klargeſtellt worden. 

Der NFH hatte ſich bisher in wörtlicher Aus⸗ 
legung des § 147 Abſ. 1 AO auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß nur Handlungen des zuſtändigen Finanz⸗ 
amts, nicht aber auch ſolche anderer Behörden oder 
anderer Dienſtſtellen der Reichsfinanzverwaltung 
(Rechtsmittelbehörden) eine die Verjährung unter⸗ 
brechende Wirkung haben können. (So noch Urteil 
vom 13.12.1983 IVA 19533, RStBl. 1934 S. 31.) 
Dieſer am ſtarren Wortlaut klammernde Grundſatz iſt 
in dem Urteil vom 19. 5. 1936 IV A 308/35, RStBl. 
1936 S. 647, nunmehr dahin eingeſchränkt worden, daß 
auch Handlungen von Rechtsmittelbehörden 
im ſteuerlichen Rechtsmittelverfahren eine die Ver⸗ 
jährung unterbrechende Wirkung haben. Das Urteil 
geht von der Erwägung aus, daß das Rechtsmittelver⸗ 
fahren nur die Fortſetzung des Steuerfeſtſetzungsver⸗ 
fahrens ſei und daß die Handlungen der Rechtsmittel⸗ 
behörden demgemäß die gleiche Wirkung haben 
müßten, wie die des Finanzamts. 

Durch dieſe Unterbrechungsbefugnis der Rechts⸗ 
mittelbehörden wird jedoch nichts daran geändert, daß 
auch das Finanzamt die Unterbrechungsbefugnis 
während des Schwebens des Rechtsmittelverfahrens 
behält und Unterhaltungshandlungen ſogar vor⸗ 
nehmen muß, wenn es ſolche als notwendig erkennt. 


3. Verjährung und Haftung 

Wie die Anſprüche gegen den Steuerpflichtige 
ſelbſt, ſo unterliegen auch die Anſprüche gegen den⸗ 
jenigen der Verjährung, der neben dem Steuerpflich⸗ 
tigen haftet. Auch für Haftende gelten die Friſten des 
88 144 AO. Dabei iſt aber zu beachten, daß die Ver⸗ 
jährungsfriſten gegen den urſprünglichen Steuer- 
ſchuldner und den Haftenden für jeden geſondert 
laufen. Das iſt beſonders wichtig für die Frage, in⸗ 
wieweit ſich Unterbrechungshandlungen 
gegen einen von ihnen auf den anderen auswirken. Da 
die Friſten grundfäglich getrennt laufen, auch ihr Be⸗ 
ginn für jeden nicht ſelten durch einen anderen Tat⸗ 
beſtand ausgelöſt wird, wie z. B. bei der Haftung des 
Erwerbers eines Unternehmens für die Steuer⸗ 
rückſtände des Vorbeſitzers, können U nter⸗ 
brechungs handlungen nur gegen den 
wirken, auf den ſie ſich beziehen. Durch 
irgendwelche Unterbrechungshandlungen gegenüber 
dem Steuerpflichtigen wird daher die Ver⸗ 
jährungsfriſt gegenüber dem Haftenden ebenſo⸗ 
wenig unterbrochen, wie umgekehrt durch Geltend⸗ 
machung des Haftungsanſpruchs die Verjährung des 
eigentlichen Steueranſpruchs. Das wird in der Praxis 
nicht immer beachtet. Handelt es ſich um Stenern, die 
von dem urſprünglichen Steuerſchuldner hinterzogen 
ſind und beträgt bei ihm die Verjährungsfriſt dem⸗ 
gemäß zehn Jahre, dann braucht der Haftende dieſe 
Friſt nicht gegen ſich gelten zu laſſen. Für ihn ver⸗ 
bleibt es, ſofern er ſich nicht ſelbſt gleichfalls der 
Hinterziehung ſchuldig gemacht hat, bei der fünf⸗ 
jährigen Verjährungsfriſt (Urt. vom 5. 2. 1936 IV A 
171/34, RStBl. 1936 S. 549). 

Der Grundſatz, daß die Verjährun sfriſten für 
beide Geſamtſchuldner getrennt En a ea 
eine wichtige Einſchränkung: Unabhängig von dem 
Ablauf der gegen ihn laufenden Verjährungsfriſt ſoll 
nach § 149 AO, der neben dem Steuerpflichtigen 
ande von der Haftung befreit fein, wenn der An⸗ 
‚pruch gegen den Steuerpflichtigen verjährt iſt. Die 
Haftung fällt jedoch auch in dieſem Falle nicht weg, 
wenn dem Haftenden ſelbſt eine Hinterziehung zur Laſt 
fällt. Der Haftende genießt alſo den Vorteil der gegen 
den Stenuerſchuldner eingetretenen Verjährung und 
wird dadurch von ſeiner eigenen Pflicht befreit, was 
namentlich dann vorkommen kann, wenn der Haftungs⸗ 
anſpruch ſpäter als der Steueranſpruch entſteht. 
Für Umſatzſteuern aus 1934 eines im Jahre 1935 ver- 
äußerten Unternehmens läuft die Verjährungsfriſt ab 
am 31. 12. 1939, die Verjährung des gemäß 8 116 
Abſ. 1 AO für die Stenerrückſtände haftenden Er⸗ 
werbers aber erſt am 31. 12. 1940. Durch 8 149 AO iſt 
das Finanzamt gehindert, im Jahre 1940 trotz der an 
ſich noch nicht abgelaufenen Verjährungsfriſt, die In⸗ 
anſpruchnahme des Erwerbers noch auszuſprechen. 

Aus dem Wortlaut des § 149 AO iſt gefolgert 
worden, der Ablauf der Verjährungsfriſt gegen den 
urſprünglichen Steuerſchuldner befreie den Haftenden 
in ſedem Falle, und zwar ſelbſt dann, wenn dieſe 
Haftung vorher ſchon vom Finanzamt geltend 
gemacht worden ſei. Einer ſolchen Auffaſſung iſt der 
FH in dem Urt. vom 5. 2. 1986 IV A 171/84, RStBl. 
1936 S. 549 bis 550, mit der Begründung entgegen⸗ 
getreten, § 149 habe nach ſeinem Sinne und Zweck nur 
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den Fall in der Vorſtellung gehabt, daß der Steuer⸗ 
anſpruch gegen den Steuerſchuldner verjährt und der 
Haltungsanſpruch gegen den Haftenden bis zu 
dieſem Zeitpunkt noch nicht geltend 
gemacht worden ſei. 

Der Grundſatz, daß dann, wenn mehrere Perſonen 
zur Zahlung einer Steuer als Steuerſchuldner oder 
als für die Steuerſchuld Haftende verbunden ſind, die 
Verjährungsfriſt grundſätzlich gegen jede von ihnen 
geſondert läuft und Unterbrechungshandlungen nur 
gegen den wirken, auf den ſie ſich beziehen, hat durch 
die Rechtſprechung noch eine weitere Einſchränkung er⸗ 
fahren. Nach § 109 AO haften die Vertreter und die 
übrigen in den §8 103 bis 108 AO bezeichneten Per⸗ 
ſonen (geſetzliche Vertreter juriſtiſcher Perſonen, Ver⸗ 
mögensverwalter u. dgl.) inſoweit perſönlich neben dem 
Steuerpflichtigen, als durch ſchuldhafte Verletzung der 
ihnen obliegenden Pflichten Steueranſprüche verkürzt 
oder Erſtattungen oder Vergütungen zu Unrecht ge⸗ 
währt worden ſind. Nach dem Urt. des Reichsfinanz⸗ 
hofs vom 17. 1. 1989 I 345/38, RStBl. 1939 S. 325, 
muß mindeſtens in den Fällen, in denen der Haftende 
der alleinige Vertreter iſt, jede gegen die vertretene 
Perſon gerichtete Unterbrechungsverhandlung auch als 
Unterbrechungshandlung gegen den Haftenden ange— 
ſehen werden. Der Reichsfinanzhof hebt mit Recht 
hervor, daß eine andere Beurteilung eine rein forma⸗ 
liſtiſche ſein würde und der Beurteilung von Tat- 
beſtänden nach $ 1 Abſ. 3 StAnp nicht gerecht werde. 


4. Verjährung bei hinterzogenen Steuern 

Die zehnjährige Verjährungsfriſt des § 144 AO 
greift nur ein, wenn eine vorſätzliche Steuer⸗ 
verkürzung vorliegt. Zur Annahme der längeren Ver⸗ 
jährungsfriſt muß daher feſtgeſtellt werden, daß ſich 
der Steuerpflichtige wegen der verkürzten Steuern 
einer Steuerhinterziehung im Sinne des § 396 AO 
ſchuldig gemacht hat. Es genügt nicht die Feſtſtellung 
oder das Einräumen der Möglichkeit, daß die Steuer- 
verkürzung nur auf Fahrläſſigkeit beruht (Urt. 
vom 28. 1. 1937 VI A 57/37, RStBl. 1937 S. 388). 
Die Ausnahmevorſchrift für hinterzogene Beträge im 
§ 144 AO beruht darauf, daß der Steuerpflichtige, der 
das Finanzamt hinters Licht geführt hat, dem nicht 
gleichgeſtellt werden ſoll, der ſteuerehrlich iſt und bei 
dem nur zufällig irgendein Betrag nicht zur 
Steuer herangezogen worden iſt. 

Die Frage, ob juriſtiſche Perſonen für Steuer- 
hinterziehungen einzuſtehen haben, die deren geſetzliche 
Vertreter begangen haben, iſt in der Vergangenheit 
ſehr unterſchiedlich beurteilt worden. Durch das Gut⸗ 
achten des Großen Senats vom 28. 5. 1938 Gr. S. 
D 4/38 (Sammlung Bd. 44 S. 145) iſt nunmehr eine 
erfreuliche Klarſtellung dahin erfolgt, daß bei Sinter- 
ziehungshandlungen eines geſetzlichen Vertreters einer 
juriſtiſchen Perſon dieſe die Handlung ſo gegen ſich 
wirken laſſen muß, als wäre es ihre eigene 
Hinterziehungs handlung. Dieſer Grund⸗ 
ſatz gilt aber nicht nur für Steuerverkürzungen ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter, ſondern darüber hinaus auch 
für alle vorſätzlichen Handlungen von ſonſtigen Ver⸗ 
tretern, Bevollmächtigten oder Verwaltern. Wenn ſich 
alſo jemand bei Erfüllung ſeiner Steuerverpflich⸗ 
tungen eines Vertreters oder Bevollmächtigten be⸗ 


dient, oder durch einen Vertreter handelt, ſo muß er 
auch die Handlungen des Bevollmächtigten oder Ver⸗ 
treters ſteuerlich gegen ſich gelten laſſen. Er kann ſich 
nicht auf den Einwand berufen, von den Hinter⸗ 
ziehungshandlungen keine Kenntnis gehabt zu haben. 
Ebenſo müſſen die Erben eines Steuerpflichtigen, der 
eine Steuerhinterziehung begangen hat, es gegen ſich 
gelten laſſen, daß auch ihnen gegenüber eine Ver⸗ 
jährungsfriſt von 10 Jahren angenommen wird (Urt. 
vom 14. 6. 1934 III A 152/34, RStBl. 1934 S. 918). 

Wenn ein Geſellſchafter einer Perſonengeſellſchaft 
eine Steuerhinterziehung dadurch begeht, daß er als 
geſchäftsführender Geſellſchafter eine unrichtige Steuer⸗ 
erklärung abgibt und ſomit eine Steuerverkürzung 
für alle Geſellſchafter herbeiführt, dann kann eben⸗ 
falls von den übrigen, an der Steuerverkürzung nicht 
beteiligten Geſellſchaftern nicht eingewandt werden, 
ihnen gegenüber müſſe es bei der fünfjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt verbleiben, und es könne lediglich dem 
ſchuldigen Geſellſchafter gegenüber die verlängerte 
Verjährungsfriſt in Anwendung kommen. Wenn 
einer der Geſellſchafter durch die zu niedrige Angabe 
der Einkünfte der Firma vorſätzlich die Steuerein- 
nahmen aus den gewerblichen Einkommen aller Ge⸗ 
ſellſchafter verkürzt hat, dann greift die zehnjährige 
Verjährungsfriſt auch für ſämtliche Geſellſchafter 
Platz (Urt. vom 20. 10. 1937 VI 341/37, RStBl. 
1937 S. 1209). 

Die Frage, wie die Steuerbehörden und Steuer⸗ 
gerichte ſich bei der Entſcheidung über die Dauer der 
Verjährungsfriſt zu verhalten haben, wenn wegen der 
Hinterziehung ein Strafverfahren anhängig iſt, hat in 
letzter Zeit eine intereſſante, nicht ganz einheitliche 
und wohl auch noch nicht ganz abgeſchloſſene Entwick⸗ 
lung erfahren. Während bislang allgemein die Auf⸗ 
faſſung vertreten worden iſt, daß die Frage, ob Hinter⸗ 
ziehung vorliegt oder nicht, im Steuerfeſtſetzungsver⸗ 
fahren unabhängig von dem Ausgang des Strafver⸗ 
fahrens ſelbſtändig zu entſcheiden jet, hat der I. Senat 
des Rich ſich erſtmalig in dem Urt. vom 25. 5. 1937 
J A 191/36, RStBl. 1937 S. 739 auf den Standpunkt 
geſtellt, daß das Steuerverfahren in den Fällen aus⸗ 
zuſetzen bzw. auf die Entſcheidung über Entſtehung 
und Höhe des Steueranſpruchs zu beſchränken ſei, in 
denen die Verjährung davon abhänge, ob eine Steuer- 
hinterziehung vorliege, wegen deren ein gericht⸗ 
liches Strafverfahren ſchwebe. Der Reichs⸗ 
finanzhof iſt zu dieſem Ergebnis durch die Überlegung 
gekommen, daß es unter der Herrſchaft des § 1 
StAnp nicht mehr vertretbar erſcheine, daß ver⸗ 
ſchiedene Behörden in der gleichen Frage ber- 
ſchiedene Entſcheidungen fällten. Den 
Beſtrebungen, die in dieſem Urteil ſich angebahnte 
Rechtsentwicklung auch auf die Fälle auszudehnen, in 
denen nicht ein gerichtliches Strafverfahren, ſondern 
nur ein Verwaltungsſtraf verfahren 
ſchwebt, iſt jedoch der VI. Senat in dem Urt. vom 3. 2. 
1938 VI 22/38, RStBl. 1938 S. 267, entgegen⸗ 
getreten. Er hält es in Streitfällen dieſer Art zur 
Vermeidung einer Verzögerung des Verfahrens für 
angezeigt, daß die Steuerbehörden und Steuergerichte 
nicht nur über die Entſtehung und Höhe des Steuer- 
anſpruchs entſcheiden, ſondern auch über die Frage der 
Hinterziehung und damit über die Verjährung. 
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Im Gegenſatz zu dem VI. Senat hat ſich jedoch der 
III. Senat in dem Urt. vom 19. 5. 1938 III 370/37, 
RStBl. 1938 S. 555 für die Notwendigkeit einer Aus⸗ 
ſetzung ausgeſprochen. Dieſer Senat ſtellt entſcheidend 
darauf ab, daß es die Belange der Staatshoheit und 
die Einheitlichkeit der Staatsverwaltung unbedingt 
geboten erſcheinen ließen, die verfahrensrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſo auszulegen, daß widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen nicht nur zwiſchen den Steuergerichten 
und Strafgerichten, ſondern auch zwiſchen den Steuer- 
gerichten einerſeits und den zur Entſcheidung im 
Strafverfahren berufenen Stellen der Finanz⸗ 
verwaltung anderſeits tunlichſt vermieden 
würden. Dieſes Urteil des III. Senats bildet jedoch 
noch nicht den Schlußſtein der Entwicklung. Der 
II. Senat hat ſich in dem Urt. vom 8. 7. 1938 Vz 
158/37, RStBl. 1938 S. 738, wieder mehr für die Bei⸗ 
behaltung der früheren Auffaſſung von der Unab⸗ 
hängigkeit des Steuerverfahrens von dem Strafver⸗ 
fahren ausgeſprochen. Er iſt der Meinung, daß Ent⸗ 
ſcheidungen der Steuergerichte über ſtrafrechtliche 
Fragen, die mit Entſcheidungen der Strafgerichte in 
Widerſpruch ſtänden, ebenſo hingenommen werden 
müßten, wie umgekehrt Entſcheidungen der Straf⸗ 
gerichte über ſteuerliche Fragen, die mit Entſchei⸗ 
dungen der Steuergerichte in Widerſpruch ſtänden. 
Damit ſolle aber nicht geſagt ſein, daß die Steuer⸗ 
behörden entſprechend der bisherigen übung über 
ſtrafrechtliche Fragen in allen Fällen ohne Rück⸗ 
ſicht auf ein danebenhergehendes Strafverfahren zu 
entſcheiden hätten. § 1 StAnpG verpflichte die 
Steuerbehörden vielmehr nach Tunlichkeit, eine 
Zwieſpältigkeit in der Rechtſprechung zwiſchen Steuer⸗ 
behörden und Strafgerichten zu vermeiden. In ge⸗ 
eigneten Fällen hätten daher die Steuerbehörden das 
Beſteuerungsverfahren auszuſetzen, bis über die Straf⸗ 
frage vom zuſtändigen Strafgericht entſchieden 
worden ſei. Ob und wann ein ſolcher Fall gegeben 
ſei, hätten die Steuerbehörden nach ihrem pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen zu beurteilen. Sie ſeien 
aber keineswegs gehalten, immer und unter 
allen Umſtänden den Ausgang des Strafver⸗ 
fahrens abzuwarten. 

Die Praxis ſteht bei dieſer nicht ganz einheitlichen 
Rechtſprechung der verſchiedenen Senate des RFH vor 
der ſchwierigen Aufgabe, ſich zu entſcheiden, wie ſie ver⸗ 
fahren ſoll. Bis zu dem hoffentlich nicht mehr allzu 
fernen Zeitpunkt, zu dem ſich die Rechtſprechung zu 
einer einheitlichen Auffaſſung gefunden hat, erſcheint 
es angebracht, nach dem den praktiſchen Erforderniſſen 
beſonders gerecht werdenden letzten Urteil, alſo dem 
des II. Senats, zu verfahren und demgemäß die Ent⸗ 
ſcheidung über Tatbeſtände, die die Hinter⸗ 
ziehungsverjährung betreffen, dann auszu⸗ 
ſetzen, wenn nach pflichtgemäßem Ermeſſen ein An⸗ 
laß dazu vorliegt. Ein ſolcher Anlaß wird aber 
immer dann gegeben ſein, wenn Grund zu der An⸗ 
nahme beſteht, daß Steuerbehörden und Strafgerichte 
den Tatbeſtand verſchieden beurteilen könnten. 


5. Verjährung von Anſprüchen der Steuerpflichtigen 

Die Vorſchriften der §§ 143 ff. AO beziehen ſich 
nur auf die Anſprüche des Steuer berechtigten. 
Eine Verjährung der Anſprüche des Steuer pflich⸗ 


tigen iſt der AO unbekannt. Lediglich für Er⸗ 
ſtattungs⸗ und Vergütungsanſprüche, die dem Steuer⸗ 
pflichtigen nach erfolgter Berichtigung früherer 
Steuerfeſtſetzungen oder aus den §§ 152 und 153 AO 
erwachſen, ſind Ausſchlußfriſten feſtgeſetzt worden. Es 
fragt ſich nun, ob ein Steuerpflichtiger etwa noch mit 
dem Einwand gehört werden kann, daß bei einer 
länger als fünf Jahre zurückliegenden Steuerfeſt⸗ 
ſetzung ein Schreibfehler, Rechenfehler oder ähnliche 
offenbare Unrichtigkeit zu ſeinen Ungunſten unter⸗ 
laufen ſei, die nach § 92 Abſ. 3 AO berichtigt werden 
müſſe. Anträge ſolcher Art, insbeſondere auf Berichti⸗ 
gung früherer Veranlagungen wegen offenſichtlicher 
fehlerhafter Rechtsanwendung, ſind nach den gemachten 
Beobachtungen in letzter Zeit in größerem Umfang 
geſtellt worden. Sie dürfen zwar nicht mit dem Sin- 
weis darauf abgelehnt werden, daß der Anſpruch in⸗ 
zwiſchen durch Verjährung erloſchen ſei, aber der 
Geſichtspunkt, der dafür maßgebend geweſen iſt, die An⸗ 
ſprüche des Steuergläubigers der Verjährung zu unter- 
werfen, nämlich, daß einmal Schluß zu fein hat im 
Steuerverfahren, muß auch Gültigkeit erlangen gegen⸗ 
über Anſprüchen des Steuer ſchuldners. Bei der 
immer größer werdenden Bedeutung, die die ſowohl zu⸗ 
gunſten als auch zuungunſten des Steuerpflichtigen an⸗ 
zuwendende Berichtigungsmöglichkeit in letzter Zeit er- 
fahren hat, iſt eine einſeitige Befriſtung zu⸗ 
gunſten des Steuerpflichtigen nicht vertretbar. Der 
Ric hat bereits in dem Urteil vom 5. 4. 1934 VIA 
222/34 (RStBl. 34 S. 514) ausgeſprochen, daß die Be⸗ 
richtigung einer Steuerveranlagung nicht gegen Recht 
und Billigkeit verſtoßen dürfe. Es wird unbedenklich 
davon ausgegangen werden können, daß Berichti⸗ 
gungen zugunſten des Steuerpflichtigen jedenfalls 
dann nicht mehr der Billigkeit entſprechen, wenn das 
Finanzamt ſeinerſeits an der Vornahme von Berichti⸗ 
gungen zuungunſten des Steuerpflichtigen durch ein⸗ 
jährungsfriſt des 8 196 Nr. 17 BGB. 

Nach 8 316 AO find dem im Rechtsmittelverfahren 
obgeſiegten Steuerpflichtigen die ihm im Verfahren er- 
wachſenen Auslagen (außer Entſchädigung für Zeit⸗ 
verſäumnis und Zuziehung eines Bevollmächtigten 
oder Beiſtandes) zu erſtatten. Auch dieſer Anſpruch iſt 
feiner Verjährung unterworfen, aber auch hier wird die 
Einſchränkung gelten müſſen, daß nach Ablauf einer 
gewiſſen Zeitſpanne (etwa drei bis fünf Jahre) die 
Geltendmachung des Anſpruchs nicht mehr Recht und 
Billigkeit entſpricht. — Für die den Auskunftsperſonen 
gemäß § 181 AO zuſtehende Entſchädigung für Auf⸗ 
wand und Zeitverluſt gilt die zweijährige Ver⸗ 
lährungsfriſt des § 196 Nr. 17 DGB. 


— — — — nn 
Berichtigung 


In der Nummer 26 der DSB muß auf Seite 627 
(BA S. 591) im Abſchnitt 5 der erſte Satz richtig 
lauten 


„Es ſteht im Belieben des Steuergutſcheinberech⸗ 
tigten, den Rechnungsbetrag ganz durch Wechſel 
oder bis zu 40 vom Hundert des Rechnungs⸗ 
betrags durch Steuergutſcheine und den 
Reſt durch Wechſe! zu bezahlen.“ 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Zericlitigung 
von Schätzungsveranlagungen 

Der Reichsfinanzhof hat in früherer Recht⸗ 
ſprechung die Auffaſſung vertreten, daß, wenn zu⸗ 
nächſt das Finanzamt frei geſchätzt hat, zu einer 
Berichtigung nach § 222 AO allein damit noch keine 
genügende Grundlage gegeben iſt, daß ſpäter zutage 
getretene neue Tatſachen eine andere Schätzung nahe⸗ 
legen. In den Fällen jedoch, in denen die Schätzung 
des Finanzamts auf Angaben des Steuerpflichtigen 
in oder zu der Einkommenſteuererklärung beruht, hat 
der Reichsfinanzhof den Grundſatz in den Vorder⸗ 
grund geſtellt, daß alsdann die Grundlage für die 
Schätzung Angaben des Steuerpflichtigen ſind, für die 
nach geſetzlicher Vorſchrift Richtigkeit und Zuverläſſig⸗ 
keit und gegebenenfalls richtige Bewertung von bor- 
handenen Unterlagen zunächſt unterſtellt werden muß. 
Damit iſt alsdann, ohne daß in dieſer Richtung 
weitere einzelne Feſtſtellungen notwendig ſind, für die 
Einkommenſteuerveranlagung die Vorausſetzung ge⸗ 
geben, daß der Schätzung ein Tatbeſtand zugrunde 
gelegt worden iſt, der zu Berichtigungen nach 8 222 
AD führen kann, wenn nachträglich neue Tatſachen 
oder Beweismittel zutage treten, die zeigen, daß in 
bedeutſamem Umfange der Steuerpflichtige unrichtige 
Angaben gemacht und damit eine unrichtige erſte 
Schätzung des Finanzamts veranlaßt hat (Urteil des 
Rich vom 20. 12. 1935 VI a 889/35). 

Ahnlich hat der Reichsfinanzhof ausgeſprochen, daß 
gegenüber einer im Schätzungswege vorgenommenen 
Veranlagung eine Berichtigung gemäß § 222 AD ſtets 
zuläſſig iſt, wenn die bei der früheren 
Schätzung zugrunde gelegten Unter⸗ 
lagen ſich nachträglich als weſentlich 
unrichtigoder lückenhaft herausſtellen. 
Vor allem liegt die Vorausſetzung für eine Berichti- 
gung vor, falls nachträglich neue Tatſachen oder Be⸗ 
weismittel zutage treten, die ergeben, daß der Steuer⸗ 
pflichtige in bedeutſamem Umfange unrichtige An⸗ 
gaben gemacht und damit die früheren unzutreffenden 
Schätzungen des Finanzamts herbeigeführt hat (Urteil 
des RTH vom 6. 4. 1938 VI 92/38; RStBl. 1938 
S. 467). Br. 


Lohnsteuer im Reichsgau Sudetenland 


Der deutſche Lohnſteuerabzug iſt bekanntlich in 
den ſudetendeutſchen Gebieten ab dem 1. Januar 1939 
eingeführt worden und wird ſeitdem nach den Vor— 
ſchriften der Zweiten Lohnſteuerdurchführungsverord— 
nung vom 6. Februar 1938 (RGBl. 1 S. 149) durch ⸗ 
geführt. Auf Grund der Verordnungen vom 
21. Dezember 1938 (RGBl. 1 S. 1837) und vom 
29. März 1939 (RG Bl. 1 S. 655) wird aber dieſe Lohn⸗ 
ſteuer für die Zeit bis zum 30. Juni 1939 nur 
zur Hälfte erhoben. 

Hiernach hätte die Lohnſteuer, die ſich nach den 
Vorſchriften der Zweiten Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
verordnung ergibt, in den ſudetendeutſchen Gebieten 
ab dem 1. Juli 1939 in voller Höhe erhoben werden 
müſſen. Der Reichsminiſter der Finanzen hat jedoch 
durch Verordnung vom 27. Juni 1939 beſtimmt, daß 


die Lohnſteuer im Reichsgau Sudetenland und in den 
in Preußen, Bayern, Niederdonau und Oberdonau 
eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen (alſo 
in den geſamten bisher als „ſudetendeutſche Gebiete“ 
bezeichneten Gebietsteilen) für die Zeit vom 1. Juli 
bis 30. September 1939 nur zu drei Vier⸗ 
teln erhoben wird. Dieſe Vorſchrift iſt anzuwenden 


1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, 
der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 
der nach dem 30. Juni 1939, ſpäteſtens aber am 
30. September 1939 endet; 

2. bei ſonſtigen (insbeſondere einmaligen) Bezügen 
auf den Arbeitslohn, der nach dem 30. Juni 1939, 
ſpäteſtens aber am 30. September 1939 gezahlt 
wird. Oe 


Umsatzsteuer füt Cisentòliten 


Die Lieferungen von Röhren aus Eiſen und Stahl 
im Großhandel ſind umſatzſteuerfrei. Wann eine 
Röhre aus Eiſen oder Stahl gegeben iſt, kann im ein⸗ 
zelnen zweifelhaft ſein. Die Finanzämter gehen nach 
den folgenden Richtlinien vor: 

J. Zu den Röhren aus Eiſen oder 
Stahl im Sinn des § 28 Abſatz 2 Ziffer 9 b UStd. 
gehören: 

a) Röhren aus Eiſen oder Stahl, gewalzt, 
gegoſſen, gepreßt, geſchweißt, gezogen; alle dieſe 
auch gebogen, ſoweit es ſich um ſogenannte „Ham⸗ 
burger Bogen“ (flach bis halbkreisförmig gebogene 
Röhren) handelt; 

b) Rohrverbindungsſtücke aus Eiſen 
oder Stahl, das ſind Rohrſtücke verſchiedener 
Formen, welche zu Röhren gehören und ledig⸗ 
lich zur Verbindung oder zum Abſchluß von 
Röhren dienen (3. B. Muffen, Abzweigſtücke, Knie⸗ 
ſtücke, Bogenſtücke, Kreuzſtücke, Übergangsſtücke zu 
anderen Rohrweiten, Rohrſtücke mit Stutzen). 

Röhren und Rohrverbindungsſtücke können einen 

einfachen Oberflächenſchutz aus Farbe, 

Kalk, Zement, Teer, Aſphalt, Bitumen oder einem 

Gemiſch aus dieſen Stoffen tragen, der durch Anſtrich, 

Spritzen, Eintauchen, Baden oder Wälzen aufgetragen 

iſt. Röhren und Rohrverbindungsſtücke können mit 

Muffen, Flanſchen und mit ein⸗ 

geſchnittenen Gewinden verſehen ſein. 

II. Nicht zu den begünſtigten Röhren 
im Sinn des § 28 Abſatz 2 Ziffer 9b USt DBerech⸗ 
nen insbeſondere: 

a) Röhren, welche durch Nieten, Falzen oder Löten 
aus Blech hergeſtellt ſind (z. B. Ofenröhren); 

b) gelochte, geſchlitzte, gebohrte Röhren; 

e) Röhren, welche mehr als einmal mit einem Über⸗ 
zug aus den unter Ziffer I genannten Oberflächen- 
ſchutzſtoffen verſehen wurden; 

d) Röhren, welche mit Jute, Wollfilzpappe oder ähn⸗ 
lichen Stoffen umwickelt find; 

e) verzinkte Röhren; 

Ff) Rohrmaſte, Ladebäume, Rohrſchlangen, Rohr⸗ 
regiſter, Schlitzröhren, Rillenröhren, bandagierte 
Röhren, Rippenrohre. 

Dieſe Beurteilungsweiſe wird ab dem 1. Juli 1939 
angewendet. —g. 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 


Verwaltungsbericht der Deutſchen Reichsbank für 
1938. Die Anlagen der Reichsbank in Wechſeln, Wert⸗ 
papieren und Lombarddarlehen haben im Jahr 1938 
um 2559 Millionen Reichsmark auf 9 143 Millionen 
Reichsmark zugenommen. Der Notenumlauf ſtieg 
durch die Rückgliederung der Oſtmark und des 
Sudetenlands und infolge der Zunahme von Beſchäf⸗ 
tigung, Gütererzeugung und Einkommen um 
2730 Millionen Reichsmark auf 8223 Millionen 
Reichsmark. Die Umſätze der Reichsbank erhöhten ſich 
von 1 130,3 Milliarden Reichsmark im Jahr 1937 auf 
1444,5 Milliarden Reichsmark im Jahr 1938. Die 
Zahl der Gefolgſchaftsmitglieder hat ſich durch die Er⸗ 
richtung neuer Bankanſtalten in der Oſtmark und im 
Sudetenland von 17570 Perſonen Ende 1937 auf 
18 931 Perſonen Ende 1938 erhöht. — Vom Nein- 
gewinn von 40,7 Millionen Reichsmark (im Vorjahr 
40,1 Millionen Reichsmark) ſollen 4,1 Millionen 
Reichsmark der geſetzlichen Rücklage, 29,1 Millionen 
Reichsmark dem Reich überwieſen und 7,5 Millionen 
Reichsmark zur Ausſchüttung einer Dividende von 
5 b. H. (im Vorjahr 12 v. H.) verwendet werden. — 
Die Bilanz zeigt das folgende Bild in Millionen 
Reichsmark: 


Ende 

Beſitz 1937 1938 
Goldbeſtand 5 70,6 70,8 
Kaſſenbeſtan . . . 11 348,8 10 626,1 
o en 190,0 197,4 
Inlandswechſel und ⸗ſchecks 5 965,8 8 079,8 
Lombardforderungen 60,3 44,9 
Wertpapiere Age: 4: 403,8 863,9 
Grundſtücke und Gebäude 30,0 30,0 
Forderungen an das Reich. 93,8 92,6 
Verſchiedene Forderungen 489,5 1 217,1 


18 652,7 21 222,5. 


Schulden 1937 1988 
Grundkapital 150,0 150,0 
Geſetzliche Rücklage a ee 83,8 87,4 
Rüdlage für Penſionsverpflichtungen 80,0 100,0 
Delkrede refondd 242,0 275,0 
Rücklagen für: 

Notenneudruck. 16,5 21,2 
Neubauten a 52,3 68,3 
Dividendenzahlungen . 40,8 40,3 
In Betrieb gegebene Banknoten 16 724,3 18 716,8 
athaben 10585 1 527,5 
Verſchiedene Schulden 169,3 209,5 
Reingewinn © % 86,1 36,6 


eb 
18 652,7 21 229,5. 


* 


Regelung der auf Goldſchilling und Goldkronen 
lautenden Schuldverhältniſſe im Land Oſterreich. 
Durch die Verordnung vom 21. Juni 1939 (RG Bl. 1 
S. 1037) werden Geldſchulden, die auf Schilling mit 
Goldklauſel (Goldſchilling) oder Kronen mit Gold. 
klauſel (Goldkronen) lauten, in Geldſchulden, die auf 
Reichsmark lauten, umgewandelt. Als Goldklauſeln 
gelten Goldwertklauſeln und Goldmünzklauſeln. Die 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Verordnung betrifft nur 
zwiſchen Inländern beſtehen. Inländer ſind Perſonen, 
die innerhalb des Deutſchen Reichs ihren Wohnſitz 
oder dauernden Aufenthalt haben. Der Umrechnungs⸗ 
kurs beträgt: 


1½ Goldſchilling = eine Reichsmark, 
1 Goldkrone — 1,44 Goldſchilling = 0,96 Reichsmark. 


Die Verordnung tritt rückwirkend ab 17. März 1938 
in Kraft. 


Schuldverhältniſſe, die 


* 


Teilſchuldverſchreibungsanleihe der JG⸗Farben⸗ 
induſtrie. Die JGG⸗FJarbeninduſtrie hat durch ein unter 
Führung der Deutſchen Bank ſtehendes Banken⸗ 
konſortium 100 Millionen Reichsmark 4, 5prozentige 
Teilſchuldverſchreibungen zur Zeichnung angeboten. 
Die Zeichnungsfriſt iſt am 6. Juli 1939 abgelaufen. 
Der Zeichnungspreis betrug 97 v. H. des Nennwerts. 
Die Anleihe wird ab 1. Auguſt 1959 zu 102 v. H. zu⸗ 
rückgezahlt. 


* 


Bauſparkaſſe Gemeinſchaft der Freunde Wüſten⸗ 
rot in Ludwigsburg. Die Geſellſchaft konnte im Jahr 
1938 4614 Bauſparverträge mit 55,4 Millionen 
Reichsmark Verſicherungsſumme neu abſchließen und 
2242 Zuteilungen im Geſamtbetrag von 24 Millionen 
Reichsmark vornehmen. Der Reingewinn betrug 
289 811 Reichsmark. 


Vierjahresplan 


Keine Rechtsauskünfte des Preiskommiſſars an 
Einzelfirmen. Der Preiskommiſſar weiſt darauf hin, 
daß Rechtsauskünfte an Einzelfirmen nicht erteilt 
werden. Anfragen von Einzelfirmen ſind an die zu⸗ 
ſtändige Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
zu richten. 


* 


Ausführungsbeſtimmungen über die Kraftfahr⸗ 
zeugtypenbegrenzung. Der Generalbevollmäch— 
tigte für das Kraftfahrweſen, Oberſt v. Schell, 
hat am 8. Juni 1939 Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu der Verordnung über Typenbegrenzung 
vom 2. März 1939 erlaſſen. Die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen betreffen die Herſtellung von Nebentypen, 
Sondertypen und Spezialfahrzeugen. Sie enthalten 
außerdem Begriffsbeſtimmungen, die fh auf Per⸗ 
ſonenkraftwagen, Laſtkraftwagen, Krafträder, Acker⸗ 
ſchlepper uſw. beziehen. Die Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen ſind im Reichsanzeiger vom 13. Juni 1939 ver⸗ 
öffentlicht. ö 


* 


Ausführungsverordnung über Höchſtpreiſe für 
Haushaltsſpeiſeſalz. Der Reichskommiſſar für die 
Preisbildung hat eine Erſte Ausführungsverordnung 
zur Verordnung über Höchſtpreiſe für Haushalts- 
ſpeiſeſalz vom 17. Juni 1939 erlaſſen. Die Aus⸗ 
führungsverordnung gilt für das geſamte Reich außer 
der Oſtmark. Sie iſt im RGBl. I Nr. 109 vom 23. Juni 
veröffentlicht. 
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Inkrafttreten der Anordnung Nr. 28 der Über⸗ 
wachungsſtelle für Eiſen und Stahl in der Oſtmark 
und im Reichsgau Sudetenland. Die Überwachungs⸗ 
ſtelle für Eiſen und Stahl hatte am 31. Juli 1937 eine 
Anordnung Nr. 28 über die Lagerbuchführung 
über den Beſtand an Eiſenhalbzeug, Walzwerkerzeug⸗ 
niſſen und Gießereierzeugniſſen getroffen. Dieſe An⸗ 
ordnung iſt mit Wirkung ab 1. Juli 1939 auch für die 
Oſtmark und den Reichsgau Sudetenland 
in Kraft geſetzt worden. 


Einführung von Markenartikelpreiſen in den 
neuen Reichsgebieten. Der Reichskommiſ⸗ 
ſar für die Preisbildung hat mit Erlaß vom 3. Juni 
1939 darauf hingewieſen, daß Markenartikelpreiſe, die 
für das Altreich auf Grund $ 2 der Preisbindungs⸗ 
verordnung genehmigt ſind, zur Einführung in der 
Oſtmark, im Sudetenland und im Memelland einer 
weiteren Genehmigung nicht bedürfen. 


* 


Rußpbewirtſchaftung in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten. Der Reichs beauftragte für Ruß hat 
mit Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters die 
Anordnung Nr. 9 der üÜberwachungsſtelle für 
Ruß vom 21. April 1939 erlaſſen. Danach werden die 
Beſtimmungen der Anordnung Nr. 8 der über⸗ 
wachungsſtelle für Ruß vom 2. September 1938 auf 
die ſudetendeutſchen Gebiete ausgedehnt. 


Industeie 


Weltbraunkohlenförderung im Jahr 1938. Die 
Weltbraunkohlenförderung hat ſich nach vorläufigen 
Erhebungen wie folgt entwickelt: 


Kalenderjahr 
1987 u, at 254 848 000 Tonnen, 
1988383. 262 414 000 Tonnen. 


Auf Großdeutſchland entfielen im Jahr 1938 
die folgenden Umſätze: 


in 1000 in v. H. der 

Tonnen Weltförderung 
Altreich. 37 :*: 194 959 74,8 
Df 8317 1,8 
Sudetenland u. Protektorat 15 000 5,7 
S 218 276 81,8. 


Gefamtausfuhranteil der Deutſchen Induſtrie im 
Jahr 1938 


Brutt er r- 
wert in mi 2 e ante ere Ar 
RM Milliarden RM in v. H. 
Das 23,9 4,5 18,8 
1934 80,9 3,9 12,6 
1988 —0 85,7 4,1 11,5 
1288 40,5 4,6 114 
185 ve 42,8 ‚8 12,8 
1988 50,01) 5,25) 10,4. 


1) Altreich. — ) Ohne die Ausfuhr Oſterreichs und 
ohne den Abſatz aus dem Altreich = 85 N 
reich. Bei der Einbeziehung des Abſatzes aus dem Alt⸗ 

reich in das Land Öfterreich würde ſich ein Ausfuhr⸗ 
anteil von etwa 10,6 v. H. ergeben. 


Rheinmetall⸗Borſig AG, Berlin. Die Geſellſchaft 
verteilt für das Geſchäftsjahr 1938 eine Dividende 
von wieder 7 v. H. Der Auftragseingang überſtieg 
die Erzeugung beträchtlich. Der Auslandsabſatz 
konnte gegenüber dem Vorjahr um nahezu 40 v. H. 
vergrößert werden. 


Bayeriſche Motorenwerke AG, München. Das 
Geſchäftsjahr 1938 ſchließt mit einem Rein⸗ 
gewinn von 1532000 Reichsmark (im Vorjahr 
1433 000 Reichsmark) ab. Die Geſellſchaft beabſichtigt 
die Verteilung einer Dividende von wieder 
8 v. H. Der U mſadtz hat ſich wie folgt entwickelt (in 
Millionen Reichsmark): 


Geſchäftsjahr 19377 
Geſchäftsjahr 1988 


65,5 
80,5. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Einzelhandelsumſätze im April 1939. Im April 
1939 waren die Einzelhandelsumſätze im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt um 10 v. H. höher als im gleichen Monat des 
Vorjahres. Gegenüber den erſten drei Monaten des 
Jahres 1939 mit der außerordentlich hohen Umſatz⸗ 
ſteigerung von 16 v. H. hat ſich die Umſatzzunahme 
im April 1939 etwas verlangſamt. Eine beſonders 
große Umſatzſteigerung gegenüber April 1938 hatten 
die Fachgeſchäfte für Damenkleidung und Mädchen⸗ 
kleidung (+ 36,2 v. H.), für Sportartikel und Sport⸗ 
bekleidung (+ 31,7 v. H.), für Herrenkleidung und 
Knabenkleidung (+ 28,2 v. H.) und die Geſchäfte für 
Funkgerät (+ 35 v. H.) zu verzeichnen. 


123 000 Tiſchlereibetriebe in Großdeutſchland. 
Nach dem Jahresbericht des Reichsinnungsverbands 
des Tiſchlerhandwerks gibt es in Großdeutſchland 
123 000 Betriebe des Tiſchlerhandwerks. Im Altreich 
befinden ſich 105 000, in der Oſtmark 14 000 und im 
Sudetenland 4000 Betriebe. 123 000 Meiſter, 155 000 
Geſellen und 57 000 Lehrlinge, insgeſamt 335 000 Be⸗ 
ſchäftigte, ſind im Tiſchlerhandwerk tätig. Der Ge⸗ 
ſamtumſatz des Tiſchlerhandwerks im Jahr 1938 wird 
auf 1,25 Milliarden Reichsmark geſchätzt. 


herlcelur 


Verkehrszunahme der Deutſchen Reichspoſt von 
Januar bis März 1939. Nach Mitteilung der Deut⸗ 
ſchen Reichspoſt hat ſich der Verkehr des Altreichs in 
den meiſten Betriebszweigen im vierten Viertel des 
Rechnungsjahres 1938 (Januar bis März 1939) 
gegenüber der gleichen Zeit des Vorjahres ſehr 
günſtig entwickelt. Beſondere Steigerungen wieſen 
auf: 


Briefverkehr ＋ 226,4 Millionen Stück 

Paketverkehr ＋10 Millionen Stück 

Barverkehr + 142 Millionen Einzahlungen und 
Auszahlungen 

Poſtſcheckberkehrt + 20,4 Millionen Buchungen 


Telegrammberkehr + 0,8 Millionen Telegramme 
Fernſprechverkehr + 77 Millionen Geſpräche. 
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Für die Geſamteinnahmen und Geſamt⸗ 
ausgaben der Monate Januar und Februar 1939 
ergibt ſich das folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


Geſamt⸗ Geſamt⸗ 

einnahmen ausgaben 
Januar / Februar 1938 324 312 
Januar / Februar 1939 367 864. 


Der Perſonalſtand der Deutſchen Reichspoſt 
(Beamte, Angeſtellte, Arbeiter und Anwärter) betrug: 


Ende März 1938. 396 700 Perſonen 
Ende März 1939. , 495700 Perſonen. 


* 


Poſtwurfſendungen. Vom 1. Juli 1939 an ſind 
Poſtwurfſendungen nach der Oſtmark und nach dem 
Sudetenland zugelaſſen. 


Feruſprechdienſt mit Polen. Vom 1. Juli 1939 an 
wurden die Geſprächsgebühren im Fernſprechdienſt 
mit Polen herabgeſetzt. Nähere Auskunft erteilen die 
Poſtanſtalten. 

Deutſche Lufthanſa im Jahr 1938. Die Deutſche 
Lufthanſa hat im Jahr 1938 im europäiſchen und im 
überſeeiſchen Flugdienſt erhöhte Flugleiſtungen und 
Beförderungsleiſtungen gegenüber 1937 erreicht. Be⸗ 
ſonders bemerkenswert iſt die Zunahme der beförder⸗ 
ten Luftpoſt im Europadienſt um 78,5 v. H. gegen⸗ 
über dem Vorjahr. Die finanzielle Leiſtungsfähigkeit 
der Deutſchen Lufthanſa hat ſich weiter verbeſſert. 
Die Beihilfen konnten geſenkt werden. 


Acbeit und Soziales 


Private Krankenverſicherung im Jahr 1938. Die 
der Fachgruppe „Private Krankenverſicherung“ ange⸗ 
ſchloſſenen Unternehmungen des Altreichs betreuten 
Ende 1938 8,06 Millionen Verſicherte. Die Leiſtungen 
an die Verſicherten betrugen im Jahr 1938 254,8 Mil- 
lionen Reichsmark. Die Verſicherungsleiſtungen 
haben gegenüber 1937 um mehr als 10 v. H. ale 
genommen. 


* 


Höchſtgehälter für Ingenieure, Phyſiker, Chemi⸗ 
ker und Architekten im erſten Beſchäftigungsjahr. Der 
Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirtſchaftsgebiet 
Brandenburg hat als vom Reichsarbeitsminiſter be⸗ 
auftragter Sondertreuhänder eine Anordnung über 
Höchſtgehälter für Ingenieure, Phyſiker, Chemiker 
und Architekten im erſten Beſchäftigungsjahr erlaſſen. 
Durch dieſe Anordnung werden Mißſtände beſeitigt, 
die durch überhöhte Lohnforderungen der jungen 
Nachwuchstechniker und durch gegenſeitiges Überbieten 
der Löhne durch die Arbeitgeber aufgetreten ſind. Die 
Monatshöchſtgehälter im erſten Beſchäftigungsjahr 
betragen: 

1. für Angeſtellte, die die Diplomhauptprüfung an einer 
Techniſchen Hochſchule abgelegt oder ein abgeſchloſſenes 
Studium an einer Univerſität beendet haben, 800 Reichs⸗ 
mark; wenn ſie die Abſchlußprüfung mit Auszeichnung 
oder dem entſprechenden Prädikat einer Univerſität be⸗ 
ſtanden haben, 325 Reichsmark, 


2. für Angeſtellte, die die Ingenieurprüfung bei einer Bau⸗ 
ſchule, Ingenieurſchule oder ſonſtigen Fachſchule abgelegt 
haben, 250 Reichsmark. 

Für Groß⸗Berlin und Groß⸗Hamburg dürfen die 

Löhne in der erſten Gruppe um 20 Reichsmark, in der 

zweiten Gruppe um 10 Reichsmark erhöht werden. 

Die Höchſtſätze für Verheiratete ſind in beiden 

Gruppen um 25 Reichsmark höher. 


Ernährung und Landwirtschaft 

Neue Reichsanſtalt für Holzforſchung in Ebers⸗ 
walde. In Eberswalde wird eine neue Reichsanſtalt 
für Holzforſchung errichtet, in der alle notwendigen 
Forſchungen für die beſtmögliche Verwertung des 
Rohſtoffes Holz durchgeführt werden ſollen. 


* 


Steigerung des Ölfrndhtanbaus, Durch die Neu⸗ 
regelung der Ausgleichsvergütung für Ol können die 
Olmühlen den Erzeugern bereits für die Ernte 1939 
einen Erzeugerpreis von 38 Reichsmark für 100 Kilo⸗ 
gramm Leinſaat und von 40 Reichsmark für 100 Kilo⸗ 
gramm Raps und Rübſen bezahlen. Der bisherige 
Erzeugerpreis betrug 32 Reichsmark je 100 Kilo⸗ 
gramm Olfrüchte. Durch dieſe Maßnahme ſoll eine 
Steigerung des Olfruchtanbaus erreicht werden, um 
die Lücken in der Fettverſorgung weiter zu ver⸗ 
mindern. 

Stand des Obſtes Mitte Juni 1939. Der Stand 
des Obſtes wurde Mitte Juni 1939 im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt mit „mittel“ beurteilt. — Die vorläufige Ernte⸗ 
vorſchätzung für Süßkirſchen ergab einen durchſchnitt⸗ 
lichen Baumertrag von 15,9 Kilogramm gegenüber 
2,6 Kilogramm im Vorjahr. 


und loirtocliaſt des Auslandes 
Italien. Der Deutſchitalieniſche Außenhandel 
von 1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen 
Handelsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 
Ausfuhr Einfuhr a uns 


Ralender- na aus Ausfuhr⸗ 
jahr talien überſchuß 
19334 245,9 184,7 61,2 
Ve 278,8 187,5 90,8 
8 240,6 208,5 92.1 
„ „ 221,0 90,8 
1938 8010 245,6 55,4. 


Japan. Der Deutſch⸗japaniſche Außenhandel von 
1934 bis 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Han⸗ 
delsſtatiſtik (in Millionen Reichsmark): 

Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 
u 


Kalender⸗ nach aus Ausfuhr⸗ 
jahr Japan überſchuß 
1934 79.6 21,7 57,9 
1935 83,2 21,0 62,2 
1936 74,9 23,7 51,2 
1937 117,2 25,7 91,5 
1938 93,0 25,0 68,0. 

. il Al SE 
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